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Präambel 

 
I. 

 
Diese Sonderrichtlinie stellt die Rechtsgrundlage für die nationale Umsetzung folgender im EMFAF-
Programm Österreich 2021 – 2027 (EMFAF = Europäischer Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds) 
vorgesehener spezifischer Ziele und Maßnahmenarten dar:  
 

 Spezifisches Ziel 1a „Stärkung wirtschaftlich, sozial und ökologisch nachhaltiger Fischereitätigkei-
ten“ gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EU) Nr. 2021/1139 (unter Berück-
sichtigung des spezifischen Ziels 1b) „Steigerung der Energieeffizienz und Senkung der CO₂-
Emissionen durch den Austausch oder die Modernisierung der Maschinen von Fischereifahrzeugen“ 
gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung (EU) 2021/1139) 
- Maßnahmenart 1: Stärkung wirtschaftlich, sozial und ökologisch nachhaltiger Fischereitätigkei-

ten (M1 „Binnenfischerei“) 
 

 Spezifisches Ziel 1d „Förderung einer wirksamen Fischereiaufsicht und Durchsetzung der Fischerei-
vorschriften, einschließlich der Bekämpfung der IUU-Fischerei, und zuverlässiger Daten im Inte-
resse einer wissensbasierten Beschlussfassung“ gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d) bzw. Arti-
kel 22 und 23 der Verordnung (EU) 2021/1139 
- Maßnahmenart 2: Verbesserung der Datenerhebung und Datenverwaltung sowie Durchführung 

von Studien (M2 „Datenerhebung“) 
- Maßnahmenart 3: Verbesserung der Rückverfolgbarkeit von Fischerei- und Aquakulturerzeug-

nissen (M3 „Kontrolle“) 
 

 Spezifisches Ziel 2a „Förderung nachhaltiger Aquakulturtätigkeiten, insbesondere Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Aquakulturproduktion bei gleichzeitig Sicherstellung der langfristigen 
Umweltverträglichkeit der Aktivitäten“ gemäß Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a) und Artikel 27 der 
Verordnung (EU) 2021/1139 
- Maßnahmenart 4: Förderung nachhaltiger Aquakulturtätigkeiten (M4 „Aquakultur“) 
- Maßnahmenart 5: Förderung von Aus- und Weiterbildung, Vernetzung und Erfahrungsaus-

tausch sowie Beratung (M5 „Humankapital“) 
 

 Spezifisches Ziel 2b „Förderung der Vermarktung, der Qualität und des Mehrwerts von Fischerei- 
und Aquakulturerzeugnissen sowie der Verarbeitung dieser Erzeugnisse“ gemäß Artikel 26 Absatz 
1 Buchstabe b) und Artikel 28 der Verordnung (EU) 2021/1139 
- Maßnahmenart 6: Förderung der Verarbeitung sowie der Qualität und des Mehrwerts von Fi-

scherei- und Aquakulturerzeugnissen (M6 „Verarbeitung“) 
- Maßnahmenart 7: Förderung der Vermarktung sowie der Qualität und des Mehrwerts von Fi-

scherei- und Aquakulturerzeugnissen (M7 „Vermarktung“) 
 
 

II. 
 
Der Zielrahmen des EMFAF-Programms Österreich 2021 – 2027 ergibt sich aus verschiedensten Rechts-
materien und Strategien, u. a. aus dem Europäischen Grünen Deal, aus den Zielen und der Umsetzung 
der gemeinsamen Fischereipolitik gemäß Verordnung (EU) Nr. 1380/2013, aus der Verordnung (EU) 
2021/1060 mit gemeinsamen Bestimmungen für unterschiedliche EU-Fonds („Dach-Verordnung“) und 
der davon abgeleiteten Partnerschaftsvereinbarung sowie aus den strategischen Leitlinien der Kom-
mission für eine nachhaltige und wettbewerbsfähige Aquakultur in der EU und dem österreichischen 
nationalen Strategieplan für Aquakultur und Fischerei 2021 – 2027. 
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III. 
 
Aus dem obig genannten Zielrahmen ergeben sich durch die Verordnung (EU) 2021/1139 über den 
Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds („EMFAF-Verordnung“) definierte spezifische 
Ziele, die mit der Umsetzung der gegenständlichen Sonderrichtlinie angesprochen werden. Die Zieler-
reichung ist in eine sog. „Interventionslogik“ eingebettet. Das heißt, es werden auf der Basis einer um-
fangreichen Analyse anhand der definierten Prioritäten und spezifischen Ziele Bedarfe definiert, die 
über die umgesetzten Maßnahmenarten strategisch angesprochen werden. Eine detaillierte Ausfüh-
rung der Bedarfe, Strategien und Indikatoren sind im EMFAF-Programm 2021 – 2027 dargestellt. Die 
Programmerstellung wurde von einer strategischen Umweltprüfung begleitet, die durch eine laufende 
Rückkopplung mit der Programmierung gekennzeichnet war. 
 
 

IV. 
 
Basierend auf den Vorgaben der Art. 42 ff. der Verordnung (EU) 2021/1060 sowie den Bestimmungen 
des Art. 46 der Verordnung (EU) 2021/1139 ist ein gemeinsamer Begleitungs- und Bewertungsrahmen 
vorgesehen. In diesem Rahmen sind eine jährliche Leistungsüberprüfung und eine regelmäßige Über-
mittlung von Daten an die Europäische Kommission vorgesehen. Zudem wird ein Evaluierungsplan er-
arbeitet, in welchem die Grundstrukturen für die Organisation, die Durchführung und die Arbeits-
schwerpunkte für das Monitoring und die Evaluierung einschließlich der Ex-post-Evaluierung festgelegt 
sind. 
 
Das Monitoring und die Evaluierung des Programms sind wichtige Steuerungsinstrumente, welche die 
Rahmenbedingungen und die Interventionslogik regelmäßig überprüfen, die Wirkungen des Pro-
gramms erforschen und Empfehlungen für die Weiterentwicklung des Programms und seiner Maßnah-
men erarbeiten.   
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1 ALLGEMEINER TEIL 

1.1 Geltungsbereich 

1.1.1 Diese Bestimmungen gelten für die Durchführung des österreichischen EMFAF-
Programms 2021 – 2027 (im Folgenden als „EMFAF-Programm“ oder „Programm“ be-
zeichnet), das vom Bund gemäß der Verordnung (EU) 2021/1139 im gesamten Bundesge-
biet für den Zeitraum vom 1.1.2021 bis 31.12.2028 (inklusive Auslaufzeitraum bis Ende 
2029) angeboten wird. 

1.1.2 Diese Sonderrichtlinie (im Folgenden als „SRL“ bezeichnet) enthält die allgemein gelten-
den und für die jeweilige Maßnahmenart spezifischen Bedingungen für die Teilnahme an 
den Maßnahmenarten und den Abschluss eines Vertrages zwischen einer förderungswer-
benden Person und dem Bund. 

1.1.3 Die SRL bildet einen integrierten Bestandteil des Vertrages, der zwischen der förderungs-
werbenden Person auf Grund ihres Antrages (Anbot zum Vertragsabschluss) und dem 
Bund auf Grund der Genehmigung des Antrages (Annahme des Anbots zum Vertragsab-
schluss) zu Stande kommt. 

1.1.4 Diese Bestimmungen gelten unbeschadet der Auszahlungs-, Abrechnungs- und Kontrol-
lerfordernisse für den in Punkt 1.1.1 genannten Zeitraum. 

1.1.5 Abweichende mündliche oder schriftliche Festlegungen sind unwirksam. 

1.2 Rechtsgrundlagen 

Folgende spezifische Rechtsgrundlagen in den jeweils geltenden Fassungen einschließlich 
hierzu ergangener Durchführungsnormen sind insbesondere maßgeblich:  

1. Verordnung (EU) 2021/1060 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den 
Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen 
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für 
diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für 
die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenz-
verwaltung und Visumpolitik („Dach-Verordnung“), ABl. L 231 vom 30.06.2021, 
S. 159; 

2. Verordnung (EU) 2021/1139 über den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 
Aquakulturfonds und zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/1004 („EMFAF-
Verordnung“), ABl. L 247 vom 13.07.2021, S. 1; 

3. Durchführungsverordnung (EU) 2022/44 der Kommission mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EU) 2021/1139 des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Festsetzung der Höhe von Finanzkorrekturen und für 
die Anwendung von Pauschalsätzen im Zusammenhang mit schwerwiegenden 
Verstößen gegen die Vorschriften der Gemeinsamen Fischereipolitik, ABl. L 9 
vom 14.01.2022, S. 13; 

4. Durchführungsverordnung (EU) 2022/45 der Kommission mit Durchführungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EU) 2021/1139 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds im 
Hinblick auf Verstöße und schwerwiegende Verstöße gegen die Vorschriften der 
Gemeinsamen Fischereipolitik die zu einer Unterbrechung der Zahlungsfrist oder 
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der Aussetzung von Zahlungen im Rahmen dieses Fonds führen können, ABl. L 9 
vom 14.01.2022, S. 20; 

5. Durchführungsverordnung (EU) 2022/79 der Kommission mit Anwendungsbe-
stimmungen zur Verordnung (EU) 2021/1139 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Erfassung, Übermittlung und Vorlage von Umsetzung-
daten auf Vorhabenebene („Infosys-Verordnung“), ABl. L 13 vom 20.01.2022, 
S. 24; 

6. Delegierte Verordnung (EU) 2022/2181 der Kommission zur Ergänzung der Ver-
ordnung (EU) 2021/1139 des Europäischen Parlaments und des Rates über den 
Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds hinsichtlich Dauer, Be-
ginn und Ende des Zeitraums, in dem Anträge auf Unterstützung unzulässig sind, 
ABl. L 288 vom 09.11.2022, S. 7; 

7. Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-
minimis-Beihilfen, ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1; 

8. Durchführungsbeschluss der Kommission C(2022)5166 vom 20.07.2022 zur Ge-
nehmigung des EMFAF-Programms Österreich für den Programmplanungszeit-
raum 2021 – 2027; 

9. Landwirtschaftsgesetz 1992, BGBl. Nr. 375/1992; 

10. AMA-Gesetz, BGBl. Nr. 376/1992; 

11. Verordnung über Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förde-
rungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBl. II Nr. 208/2014; 

12. Verordnung zur Übertragung der Durchführung von Förderungsmaßnahmen im 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft an den Landeshauptmann (Übertragungs-
verordnung – ÜV-LF), BGBl. Nr. 141/1992. 

1.3 Ziele 

Zur Erreichung des im nationalen Strategieplan Österreichs für Aquakultur und Fischerei 
(NSP-AF) 2021 – 2027 festgelegten übergeordneten Ziels der Sicherung eines zukunftsfä-
higen österreichischen Aquakultur- und Fischereisektors wurden folgende Ziele festge-
legt: 

 Anpassung des Aquakultur- und Fischereisektors an den Klimawandel („Fit for Cli-
mate Change“) und weitere Ausrichtung in Richtung Nachhaltigkeit und Biodiver-
sität; 

 Steigerung der heimischen nachhaltigen Produktion zu Erhöhung des Selbstver-
sorgungsgrades; 

 Steigerung der Qualität der heimischen Produkte und der regionalen Wertschöp-
fung aus der Aquakultur und Fischerei; 

 Sicherung und Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des heimischen Aquakultur- 
und Fischereisektors sowie Verringerung des Verwaltungsaufwandes. 

Die Maßnahmenarten dieser SRL tragen ergänzend bzw. in Spezifizierung dieser im nati-
onalen Strategieplan Österreichs für Aquakultur und Fischerei festgelegten Ziele zu den 
folgenden Zielen bei und sind auch im Lichte der Ziele auszulegen und anzuwenden: 

1. Nachhaltigkeit und Klimawandelanpassung der Produktion; 

2. Resilienz des Sektors und Verbesserung der Produktionsbedingungen; 

3. Sicherung und Ausbau eines ausreichend hohen Beschäftigungsniveaus; 

4. Innovative, digitale und ganzheitliche Lösungen; 
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5. Verbesserung der Haltungs- und Hygienebedingungen; 

6. Verringerung der Umweltbelastung und Verbesserung der Wasserqualität; 

7. Anpassung der Kapazitäten an den Markt durch eine höhere Diversität von Pro-
dukten; 

8. Vernetzung der Akteurinnen und Akteure sowie Aktivitäten im Bildungs- und Be-
ratungsbereich; 

9. Erhebung von Daten im Aquakultur- und Fischereisektor; 

10. Verbesserung der Rückverfolgbarkeit von Fischerei- und Aquakulturprodukten; 

11. Weiterentwicklung des Vermarktungsbereichs sowie vermehrte Information der 
Verbraucherinnen und Verbraucher über die Vorteile einer biologischen oder re-
gionalen Erzeugung. 

1.4 Förderungswerbende Person: 

1.4.1 Als förderungswerbende Person (Begünstigter1) kommen in Betracht: 

1. natürliche Personen; 

2. juristische Personen, sofern die Beteiligung von Gebietskörperschaften 25 % 
nicht übersteigt; 

3. im Firmenbuch eingetragene Personengesellschaften, sofern die Beteiligung von 
Gebietskörperschaften 25 % nicht übersteigt sowie 

4. deren Zusammenschlüsse (im Folgenden Personenvereinigungen), sofern die Be-
teiligung von Gebietskörperschaften 25 % nicht übersteigt; 

mit Niederlassung in Österreich, die im Bereich der Produktion, Verarbeitung oder Ver-
marktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen bzw. damit zusammenhängenden 
Bereichen im Inland tätig sind und ein Vorhaben entsprechend den Zielsetzungen des Pro-
gramms verfolgen. 

Im Fall der Maßnahmenarten gemäß Punkt 2.2.2, 2.3.2, 2.4.1 und 2.4.2 kommen davon 
abweichende, spezifische Regelungen zur Anwendung. 

1.4.2 Gebietskörperschaften: 

Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden) und deren Einrichtungen sowie Ein-
richtungen, in welchen Gebietskörperschaften bestimmender Einfluss zukommt, kommen 
als förderungswerbende Person nicht in Betracht, soweit nicht im Maßnahmenteil (im 
Folgenden Besonderer Teil) anderes geregelt ist. 

Ein bestimmender Einfluss ist jedenfalls dann als gegeben anzunehmen, wenn eine Ge-
bietskörperschaft allein oder gemeinsam mit anderen am Stamm-, Grund- oder Eigenka-
pital mit mehr als 25 % beteiligt ist oder ihr allein oder gemeinsam mit anderen durch 
andere finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische Maßnahmen ein 
einer derartigen Beteiligung entsprechender Einfluss zukommt. 

Eine darunterliegende Beteiligung der Gebietskörperschaft oder deren Einrichtung an ei-
ner juristischen Person oder an einer Personenvereinigung ist bei der Bemessung der För-
derhöhe herauszurechnen. 

Als förderungswerbende Person ausgeschlossen sind auch die Einrichtungen jeder weite-
ren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vorliegen. Unterabsatz 
drei findet keine Anwendung. 

                                                      
1 gem. Art. 2 Z 9 der VO (EU) 2021/1060 
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1.5 Allgemeine Förderungsvoraussetzungen 

1.5.1 Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit, Sparsamkeit 

Ein Vorhaben wird nur gefördert, wenn die Durchführung ohne Förderung nicht oder nicht 
in dem notwendigen Umfang wirtschaftlich zumutbar ist, die Wirtschaftlichkeit, Zweck-
mäßigkeit und Sparsamkeit (z. B.: durch Einholung von Vergleichsangeboten, durch Her-
anziehung von Referenzkosten, bei standardisierten Gütern und Leistungen durch Ver-
gleich mit marktüblichen Preisen) gegeben und seine Gesamtfinanzierung gesichert ist. 

1.5.2 Befähigung der förderungswerbenden Person 

Die förderungswerbende Person muss in der Lage sein, die Geschäfte ordnungsgemäß zu 
führen und sie muss über die erforderlichen fachlichen, wirtschaftlichen und organisato-
rischen Fähigkeiten zur Durchführung des Vorhabens verfügen. Darüber hinaus dürfen 
keine gesetzlichen oder in dieser SRL festgelegten Ausschlussgründe vorliegen. 

Ist die förderungswerbende Person eine eingetragene Personengesellschaft oder eine ju-
ristische Person, müssen diese Erfordernisse von den zu ihrer Geschäftsführung berufe-
nen Organen erfüllt werden. Im Falle einer Personenvereinigung ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit muss sichergestellt sein, dass Mitglieder der Personenvereinigung diese Erfor-
dernisse erfüllen. 

1.5.3 Berücksichtigung aller eingesetzten öffentlichen Mittel 

Eine Förderung nach dieser SRL ist nur dann zulässig, wenn dieselbe förderungswerbende 
Person für denselben Förderungsgegenstand nicht auch eine Förderung aus einer ande-
ren Förderungsmaßnahme des BML erhält. Die Mittel anderer öffentlicher Stellen sind im 
jeweiligen Förderungsfall bei den öffentlichen Förderungsmitteln im Hinblick auf die in 
Artikel 41 in Verbindung mit Anhang III der Verordnung (EU) 2021/1139 festgelegten 
Obergrenzen mit zu berücksichtigen. Zu diesem Zweck sind die gesamten Förderungsmit-
tel zu erheben (siehe auch Punkt 1.8.3.4, Unterpunkt 8). 

1.5.4 Instandhaltung, Nutzung, Versicherungspflicht und Buchführung 

Die förderungswerbende Person muss 

1. gemäß Art. 65 der Verordnung (EU) 2021/1060 sicherstellen, dass eine Infra-
strukturinvestition oder eine produktive Investition während der ab der Ab-
schlusszahlung beginnenden Nutzungsdauer (Behaltefrist) von 5 Jahren von ihr 
ordnungsgemäß und den Zielen, der Art und der Durchführungsbedingungen des 
jeweiligen Vorhabens entsprechend genutzt und instandgehalten wird, die Pro-
duktionstätigkeit innerhalb von diesen 5 Jahren nicht an einen Standort außer-
halb des Bundeslandes verlagert wird und bei einer Infrastruktur keine Änderung 
der Eigentumsverhältnisse erfolgt, wodurch einer Firma oder einer öffentlichen 
Einrichtung ein ungerechtfertigter Vorteil entsteht; 

2. für einen unbeweglichen Investitionsgegenstand für diese Dauer einen Nachweis 
über eine zeitgerechte und wertentsprechende Versicherung gegen Elementar-
schäden (z. B. Feuer, Sturm, Hagel) vorlegen, soweit eine Versicherung zu er-
schwinglichen Kosten angeboten wird (diese Verpflichtung gilt nicht für nicht-
bauliche Investitionen) und 

3. im Falle seiner Buchführungspflicht die Ausgaben der Projekte in der Buchfüh-
rung getrennt erfassen oder einen Buchführungscode verwenden. 
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1.5.5 Publizität 

Die förderungswerbende Person hat die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/1060 
in Bezug auf Information und Publizität (insbesondere Artikel 50) einzuhalten und auf den 
Beitrag der EU zur Verwirklichung des geförderten Vorhabens aus Mitteln des EMFAF hin-
zuweisen. 

Die zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 bringt die erforderlichen 
Kennzeichnungsvorgaben in geeigneter Weise unter Berücksichtigung der Artikel 46 bis 
50 der Verordnung (EU) 2021/1060 und der hierzu erlassenen Vorgaben des Bundes zur 
Kenntnis. Diese Vorgaben des Bundes („Publizitätsbestimmungen“) werden auch auf der 
Webseite des BML veröffentlicht. 

1.5.6 Sonstige Förderungsvoraussetzungen 

Die geförderten Vorhaben beziehen sich auf Fische und Krebstiere sowie auf Erzeugnisse 
daraus. 

1.5.7 Ausschluss von der Förderung 

Folgende förderungswerbende Personen sind gemäß Artikel 11 der Verordnung (EU) 
2021/1139 für eine Förderung nach dieser Sonderrichtlinie ausgeschlossen: 

 Förderungswerbende Personen, bei denen durch eine rechtskräftige Entschei-
dung festgestellt wurde, dass sie im Rahmen des EMFF oder des EMFAF einen 
Betrug im Sinne von Artikel 3 der Richtlinie (EU) 2017/1371 begangen haben; 

 Förderungswerbende Personen, die einen schweren Verstoß gegen die Vorschrif-
ten der Verordnung (EU) Nr. 1005/2008 zur Verhinderung, Bekämpfung und Un-
terbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten Fischerei begangen 
haben; 

 Förderungswerbende Personen, die einen schweren Verstoß gegen die Vorschrif-
ten der gemeinsamen Fischereipolitik begangen haben; 

 Förderungswerbende Personen, die am Betrieb, am Management oder im Besitz 
eines Fischereifahrzeuges beteiligt sind, die auf der Unionsliste von IUU Schiffen 
geführt werden; 

 Förderungswerbende Personen, die am Betrieb, am Management oder im Besitz 
eines Schiffes beteiligt sind, das unter der Flagge eines Landes fährt, das als nicht-
kooperierendes Drittland eingestuft wurde; 

 Förderungswerbende Personen, die im Falle von Fördermaßnahmen gemäß der 
Punkte 2.2.1 und 2.2.2 gegen Art. 3 und 4 der Richtlinie 2008/99/EG über den 
strafrechtlichen Schutz der Umwelt verstoßen haben. 

Der Ausschluss von der Förderung aus dem EMFAF-Programm ist für den jeweiligen vor-
gesehenen Zeitraum gemäß delegierter Verordnung 2022/2181 aufrecht. 
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1.6 Art und Ausmaß der Förderung 

1.6.1 Die Förderung wird gewährt als Zuschuss zu den anrechenbaren Kosten für Investitionen, 
Sach- oder Personalaufwand und darf die in dieser SRL festgelegten Obergrenzen nicht 
übersteigen. 

1.6.2 Nicht anrechenbare Kosten sind insbesondere: 

1. Kosten, die vor der Antragstellung getätigt werden, ausgenommen Kosten im 
Sinne von Punkt 1.6.6; 

2. Steuern, öffentliche Abgaben und Gebühren, davon ausgenommen sind indi-
rekte Abgaben, z. B. Ortstaxe, Schotterabgabe; 

3. Verfahrenskosten betreffend Verfahren vor Verwaltungsbehörden oder Gerich-
ten; 

4. Finanzierungs- und Versicherungskosten (inkl. Schuldzinsen); 

5. Steuerberatungs-, Anwalts- und Notariatskosten; 

6. Lizenzgebühren ausgenommen bei immateriellen Investitionen und sinngemä-
ßer Anwendung von Pkt. 8; 

7. Abschreibungen, ausgenommen jedoch bei Maßnahmenarten gemäß Punkt 
2.4.1 und 2.4.2 (im Sinne von Punkt 1.6.5.3); 

8. Leasingraten und leasingfinanzierte Investitionsgüter, ausgenommen jedoch bei 
Maßnahmenarten gemäß Punkt 2.4.1 und 2.4.2 die von der förderungswerben-
den Person als Leasingnehmer in der Projektlaufzeit gezahlten Leasingraten2; 

9. Kosten für Landkäufe; 

10. Kosten für den Kauf von Unternehmen; 

11. Kosten für nicht neuwertige Geräte und Anlagen (ausgenommen Vorführgeräte); 

12. Kosten für Eigenleistungen; 

13. Nicht bezahlte Rechnungs-Teilbeträge (Garantieleistungen, Skonti3, Rabatte 
etc.); 

14. Kosten, die aus Kleinbetragsrechnungen unter 50 € netto resultieren ausgenom-
men bei Maßnahmenarten gemäß Punkt 2.2.2, 2.4.1 und 2.4.2; 

15. Kosten, die vor dem 1.1.2021 erwachsen sind oder die nicht bis zum 30.06.2029 
abgerechnet wurden; 

16. Kosten für Vorhaben, die die Fangkapazität eines Fischereifahrzeugs erhöhen; 

17. Kosten für den Erwerb von Ausrüstung, die die Fähigkeit eines Fischereifahrzeugs 
zum Aufspüren von Fischen verbessert; 

18. Kosten für den Bau, den Erwerb oder die Einfuhr von Fischereifahrzeugen; 

19. Kosten für Versuchsfischerei; 

20. Kosten für direkte Besatzmaßnahmen, es sei denn, ein Unionsrechtsakt sieht sol-
chen Besatz ausdrücklich als Wiederansiedlungs- oder andere Erhaltungsmaß-
nahme vor, oder es handelt sich um Versuchsbesatzmaßnahmen; 

21. Kosten für Marktinterventionsmechanismen, die darauf abzielen, Fischerei- oder 
Aquakulturerzeugnisse vorübergehend oder endgültig vom Markt zu nehmen, 

                                                      
2 Dabei kann maximal vom Nettohandelswert des Leasinggegenstandes unter Bedachtnahme auf die Dauer der 

Leistung und Berücksichtigung der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Leasinggegenstandes ausgegan-
gen werden. 

3 Angebotene, aber nicht in Anspruch genommene Skonti sind anrechenbar. 
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um die Versorgung zu verringern und so einen Preisrückgang zu verhindern oder 
die Preise in die Höhe zu treiben; 

22. Kosten für Verlagerung (Übertragung derselben oder einer ähnlichen Tätigkeit 
oder eines Teils davon im Sinne des Artikels 2 Nummer 61a der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014). 

1.6.3 Förderung von Investitionen 

1.6.3.1 Investitionen im Sinne dieser SRL sind Aufwendungen für die Anschaffung oder Herstel-
lung von dauerhaften Gütern, die zu einem Zugang im Anlagevermögen des Investors füh-
ren. Als Investition gelten auch jene (größeren) Reparaturen, die zu einer wesentlichen 
Steigerung der Lebensdauer bzw. des Wertes einer Anlage führen. 

Langlebige geringwertige Wirtschaftsgüter, die integrierter Bestandteil eines Investitions-
vorhabens sind, können den Investitionen zugeordnet werden. 

EDV-Software zählt unabhängig von der Höhe der Anschaffungskosten zum Anlagevermö-
gen. 

1.6.3.2 Berechnungsgrundlage für die Förderung von Investitionen: 

1. Rechnungsbetrag inklusive Umsatzsteuer abzüglich sämtlicher in Anspruch genom-
mener Nachlässe für nicht vorsteuerabzugsberechtigte förderungswerbende Perso-
nen; 

2. Rechnungsbetrag exklusive Umsatzsteuer abzüglich sämtlicher in Anspruch genom-

mener Nachlässe für alle übrigen förderungswerbenden Personen (dies gilt auch für 
alle land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, auf die § 22 Abs. 1 u. 5 UStG 1994 an-
zuwenden ist – USt-pauschalierte Betriebe). 

1.6.3.3 Die anrechenbaren Kosten für Investitionen im Rahmen baulicher Vorhaben sind von der 
zwischengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 der Höhe nach mit den jeweiligen Pau-
schalkosten (Baukostenrichtsätzen) ihres Bundeslandes zu begrenzen, soweit für derar-
tige Vorhaben solche festgelegt wurden. Liegen keine Pauschalkostensätze (Baukosten-
richtsätze) vor, ist die Plausibilität der veranschlagten Kosten durch andere geeignete Ver-
gleichswerte zu überprüfen (siehe Punkt 1.5.1). 

1.6.3.4 Ab 5.000 € Nettokosten ist zusätzlich zur ausgewählten Position (Rechnung) mindestens 
eine Plausibilisierungsunterlage (z. B. Vergleichsangebot) und ab 10.000 € sind zusätzlich 
zur ausgewählten Position (Rechnung) mindestens zwei Plausibilisierungsunterlagen vor-
zulegen. Bauliche Vorhaben können mittels Baukostenrichtsätzen plausibilisiert werden, 
soweit für derartige Vorhaben solche festgelegt wurden. Bei Verstoß gegen diese Vorga-
ben ist eine Finanzkorrektur in Höhe von 25 % bei der betroffenen, nicht plausibilisierten 
Position (Rechnung) vorzunehmen. 

1.6.4 Förderung von Personalaufwand 

1.6.4.1 Personalaufwand ist höchstens bis zu einer Höhe anrechenbar, die dem Gehaltsschema 
des Bundes für vergleichbare Bundesbedienstete, höchstens jedoch für Beamte der Allge-
meinen Verwaltung gemäß Gehaltsgesetz für die Verwendungsgruppe A1/Gehalts-

stufe 9/Funktionsgruppe 1/Funktionsstufe 2 entspricht. 

Nicht zu berücksichtigen sind insbesondere 

1. Zuführungen zu Abfertigungsrückstellungen, Abfertigungszahlungen; 

2. Rückdeckungsversicherungs-Prämien für Abfertigungen; 
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3. sonstige personalbezogene Rückstellungen (beispielsweise Abgeltung nicht kon-
sumierten Urlaubes). 

1.6.4.2 Die Abrechnung von Personalkosten erfolgt auf der Grundlage von Einheitskosten gemäß 
Artikel 51 lit. b bzw. Artikel 53 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EU) 2021/1060. Es wird ein 
Einheitssatz je Leistungsstunde angewendet, der sich aus den zuletzt dokumentierten 
jährlichen Bruttopersonalkosten dividiert durch die Anzahl der Jahresarbeitsstunden ge-
mäß Stundenteiler laut Art. 55 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2021/1060 in Höhe von 1.720 
Stunden errechnet. 

1.6.4.3 Die durch die Umsetzung des Vorhabens entstehenden indirekten Kosten können gemäß 
Artikel 54 lit. b der Verordnung (EU) 2021/1060 mit einem Pauschalsatz in Höhe von 15 % 
der anrechenbaren direkten Personalkosten gefördert werden. 

Investitionen für Büroinfrastruktur und Kosten für Sachaufwand im Bereich Büroinfra-
struktur wie EDV, Telefon, Miete, Heizung, Wasser, Energie und Reinigung werden mit 
diesem Pauschalsatz abgedeckt; eine gesonderte Abrechnung dieser Kosten ist in diesen 
Fällen nicht zulässig. 

1.6.5 Förderung von Sachaufwand 

1.6.5.1 Berechnungsgrundlage für die Förderung von Sachaufwand: 

1. Rechnungsbetrag inklusive Umsatzsteuer abzüglich sämtlicher in Anspruch ge-
nommener Nachlässe für nicht vorsteuerabzugsberechtigte förderungswer-
bende Personen; 

2. Rechnungsbetrag exklusive Umsatzsteuer abzüglich sämtlicher in Anspruch ge-
nommener Nachlässe für alle übrigen Förderungswerbenden Personen (dies gilt 
auch für alle land- und forstwirtschaftlichen Betriebe, auf die § 22 
Abs. 1 u. 5 UStG 1994 anzuwenden ist – USt-pauschalierte Betriebe). 

1.6.5.2 Die Anschaffung von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens wird als Sachaufwand nur 
dann gefördert, wenn es sich um geringwertige Wirtschaftsgüter im Sinne § 13 EStG han-
delt. 

1.6.5.3 Sind für die Umsetzung eines Vorhabens gemäß Punkt 2.4.1 oder 2.4.2 begleitende Inves-
titionen erforderlich, können dafür gemäß Punkt 1.6.2 Unterpunkt 7 anteilige Abschrei-
bungskosten4 als anrechenbare Kosten berücksichtigt werden. Anrechenbar sind dabei 
die anfallenden Abschreibungskosten für die Dauer der tatsächlichen Nutzung des Inves-
titionsgegenstandes im Vorhaben, unter der Voraussetzung, dass der Erwerb selbst nicht 
gefördert wird. 

1.6.5.4 Für Reisekostenersätze sind maximal die jeweils geltenden Sätze der Reisegebührenvor-
schrift der Bundesbediensteten, BGBl. Nr. 133/1955 heranzuziehen. 

1.6.6 Zeitpunkt der Kostenanerkennung 

Anrechenbare Kosten sind Kosten, die der förderungswerbenden Person ab der Antrag-
stellung erwachsen. Maßgeblich ist das Eingangsdatum bei der zwischengeschalteten 
Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1. Planungs- und Beratungskosten zu investiven Vorhaben wer-
den bis zu sechs Monate vor diesem Datum anerkannt. 

                                                      
4 Unter Abschreibungskosten ist die steuerliche Absetzung für Abnutzung gemäß § 7 EStG 1988 zu verstehen, der 

die Absetzung der Anschaffungskosten verteilt auf die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer vorsieht (vgl. Vorga-
ben des BMF und Bestimmungen zu Absetzung für Abnutzung (kurz: „AfA-Tabelle“)). 
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1.6.7 Nettoeinnahmen 

Die erzielten Nettoeinnahmen sind als Eigenmittel insoweit zu berücksichtigen, als die 
Summe aus Nettoeinnahmen und Förderung nicht die Gesamtkosten des Vorhabens 
übersteigen darf. 

1.6.8 Einhaltung beihilferechtlicher Voraussetzungen 

Die Gesamtsumme der einem Förderungswerber gewährten De-minimis-Förderungen 
darf den in den jeweils aktuellen Rechtsgrundlagen der Union festgesetzten Betrag nicht 
übersteigen. Derzeit gilt gemäß Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 in einem Zeitraum von 
drei Steuerjahren der Betrag von 200.000 €. 

Kommt der Fördervorteil nicht dem Förderungswerber selbst, sondern einem Dritten zu-
gute, muss dieser die o. a. Voraussetzungen für die Gewährung der Förderung erfüllen. 

1.7 Finanzierung der Förderungsmaßnahmen 

1.7.1 Finanzierung durch EU, Bund und Land 

1.7.1.1 Die Gewährung des Bundeszuschusses an die förderungswerbende Person erfolgt unter 
der Voraussetzung, dass das jeweilige Land unter Zugrundelegung dieser Bestimmungen 
(soweit sie sich nicht ausschließlich auf den Bund beziehen) der förderungswerbenden 
Person einen Landeszuschuss im Ausmaß von zwei Dritteln des Bundeszuschusses ge-
währt und die Landesmittel zeitgerecht bereitstellt. 

1.7.1.2 Zur Finanzierung werden EU-Mittel entsprechend den Festlegungen in den Finanzbestim-
mungen des genehmigten Programms herangezogen. 

1.8 Abwicklung 

1.8.1 Verwaltungsbehörde 

Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft 
(BML) ist (durch die Abt. II 2) als Verwaltungsbehörde gemäß Art. 72 der Verordnung (EU) 
2021/1060 für die ordnungsgemäße Verwaltung und Durchführung des Programms ver-
antwortlich. 

1.8.2 Zwischengeschaltete Stelle 

1.8.2.1 Die Verwaltungsbehörde überträgt in der Steiermark der Landwirtschaftskammer und in 
allen anderen Ländern dem Landeshauptmann bzw. der Landeshauptfrau folgende Auf-
gaben, soweit nicht die Punkte 2.2.2, 2.4.1 und 2.4.2 bzw. bundesländerübergreifende 
Vorhaben (drei oder mehr Länder) und Vorhaben von bundesweiter Relevanz betroffen 
sind: 

- Entgegennahme der Förderungsanträge gemäß Punkt 1.8.3; 

- Beurteilung der Vorhaben und Entscheidung über die Förderungsanträge gemäß 
Punkt 1.8.4; 

- Entscheidung über die Auszahlung („Zahlungsantrag“) gemäß Punkt 1.8.6; 

- Durchführung der Kontrolle gemäß Punkt 1.9; 

- elektronische Datenerfassung; 

- Zahlungsfreigabe; 

- Entscheidung über Rückforderung von Förderungsbeträgen. 
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1.8.2.2 Hinsichtlich der Punkte 2.2.2, 2.4.1 und 2.4.2 bzw. im Fall von bundesländerübergreifen-
den Vorhaben (drei oder mehr Länder) und Vorhaben von bundesweiter Relevanz verblei-
ben folgende Aufgaben im BML (im Referat Präs. 4b):  

- Entgegennahme der Förderungsanträge gemäß Punkt 1.8.3; 

- Beurteilung der Vorhaben und Entscheidung über die Förderungsanträge gemäß 
Punkt 1.8.4; 

- Entscheidung über die Auszahlung gemäß Punkt 1.8.6; 

- Durchführung der Kontrolle gemäß Punkt 1.9; 

- elektronische Datenerfassung; 

- Zahlungsfreigabe; 

- Entscheidung über Rückforderung von Förderungsbeträgen. 

1.8.2.3 Die Verwaltungsbehörde überträgt der Agrarmarkt Austria folgende Aufgaben: 

- Durchführung der Auszahlung gemäß Punkt 1.8.6; 

- Wiedereinziehung bereits ausbezahlter Förderungsbeträge aufgrund einer Rück-
forderung gemäß Punkt 1.10; 

- Führung der zentralen Datenbank; 

- Veröffentlichung der Daten gemäß Punkt 1.11.3. 

1.8.3 Förderungsanträge (im Folgenden Anträge) 

1.8.3.1 Die Anträge sind in der von der Verwaltungsbehörde vorgesehenen Form der zwischen-
geschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 vorzulegen. 

1.8.3.2 Für die Förderung kommen nur Anträge in Betracht, die ordnungsgemäß eingereicht und 
die bis zum 31.12.2028 genehmigt wurden. 

1.8.3.3 Bei einem Vorhaben, das sich aufgrund seiner Eigenart über mehrere Finanzjahre er-
streckt, gilt der Antrag für die gesamte Laufzeit des Vorhabens, jedoch maximal drei Jahre. 

1.8.3.4 Der Antrag hat insbesondere zu enthalten: 

1. Name der förderungswerbenden Person (bei Personenvereinigungen, im Fir-
menbuch eingetragene Personengesellschaften und juristischen Personen An-
gabe des nach außen Vertretungsbefugten); 

2. Anschriften der förderungswerbenden Person (Zustelladresse, Betriebsadresse, 
Standort des Vorhabens); 

3. Betriebsnummer, Firmenbuchnummer; 

4. Geburtsdatum und Geschlecht bei natürlichen Personen als antragstellende Per-
son; 

5. Bankverbindung; 

6. bei Personenvereinigungen, im Firmenbuch eingetragene Personengesellschaf-
ten und juristischen Personen Art und Ausmaß der Beteiligung von Gebietskör-
perschaften; 

7. alle für die inhaltliche Beurteilung notwendigen Angaben; 

8. Finanzierungsplan; der insbesondere zu enthalten hat: 

- Kosten des Vorhabens, 
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- Angabe der Finanzierungsträger, bei welchen für dieses Vorhaben Förde-
rungsanträge geplant sind, Fördermittel beantragt, zugesagt oder schon aus-
bezahlt worden sind und Angabe der Höhe jener Mittel, 

- Ausweisung, ob die Angabe ohne oder mit Umsatzsteuer erfolgt und ob eine 
Vorsteuerabzugsberechtigung gegeben ist, 

- Zeitplan für die Umsetzung des Vorhabens; 

9. Projektbeschreibung bzw. erweiterte Projektbeschreibung, sofern gemäß Punkt 
1.8.4.2 erforderlich; 

10. Betriebswirtschaftliches Gutachten sowie fischereiliches Fachgutachten, sofern 
gemäß Punkt 1.8.4.3 erforderlich; 

11. Verpflichtungserklärung mit Datum und Unterschrift der förderungswerbenden 
Person, mit der die Richtigkeit der Angaben im Antrag sowie in den zugehörigen 
Unterlagen bestätigt wird. 

1.8.3.5 Diese dem Antrag zugrunde liegende SRL samt deren integrierten Bestandteilen bildet ei-
nen Teil des Vertrages, der durch die Genehmigung des Antrags durch die zwischenge-
schaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 zwischen der förderungswerbenden Per-
son und dem Bund zustande kommt. 

1.8.3.6 Mit der Antragstellung und Abgabe der unterzeichneten Verpflichtungserklärung, die ei-
nen integrierten Bestandteil des Antrages bildet, kann sich die förderungswerbende Per-
son nicht mehr darauf berufen, dass 

1. sie die sie treffenden Verpflichtungen aus dem Vertrag mit dem Bund nicht ge-
kannt habe oder sie ihr nicht verständlich gewesen seien oder 

2. die von ihr unterzeichneten Angaben ihr nicht zurechenbar seien. 

1. und 2. gelten gleichermaßen auch für alle anderen Vorkehrungen oder Unterlassungen 
im Zusammenhang mit der Antragstellung und Einhaltung des Vertrages. 

Die förderungswerbende Person hat vor der Antragstellung auch eigeninitiativ alle geeig-
neten Maßnahmen zu ergreifen und Informationsangebote zu nützen, die sicherstellen, 
dass sie noch vor Eingehen der Verpflichtung Kenntnis der ihr treffenden Rechte und 
Pflichten, die ihr aus dem Fördervertrag mit dem Bund erwachsen, erlangt (vorvertragli-
che Verpflichtungen). 

Dies umfasst insbesondere die Kenntnisnahme von dieser SRL, zusätzliche Information 
durch Merkblätter, Publikationen (einschließlich Internet) des BML, der gesetzlichen Inte-
ressenvertretungen und sonstiger spezifischer sachverständiger Einrichtungen, Teil-
nahme an Informationsveranstaltungen und Beratungsangeboten. 

Die auf Grund der Rechtsvorschriften vorgesehenen Informationspflichten des Bundes 
werden hierdurch nicht berührt. 

1.8.3.7 Mit der Entgegennahme der Anträge sind insbesondere folgende Aufgaben verbunden: 

1. Bereithaltung der für die Antragstellung relevanten Unterlagen; 

2. Entgegennahme der Anträge und sonstigen Unterlagen sowie deren Änderungen 
durch Versehen des Originals mit einem Einlaufstempel samt Eingangsdatum und 
Paraphe des entgegennehmenden Sachbearbeiters oder der Sachbearbeiterin; 
dieser Eingangsvermerk ist in jedem Fall maßgebend für den Umstand und den 
Zeitpunkt des Eingangs des Antrages; 

3. Sicherstellung der Nachvollziehbarkeit des Eingangsdatums auch für die Beila-
gen; 

4. Protokollierung aller eingehenden Anträge; 
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5. visuelle Prüfung (insbesondere Vollständigkeit, eigenhändige Unterschrift, 
Rechtzeitigkeit); 

6. Ausfolgung einer Kopie an die förderungswerbende Person; 

7. Änderungsdienst: ausnahmsweise Vornahme von Änderungen und Ergänzungen 
über ausdrücklichen und nachweislichen Auftrag der antragstellenden Person 
mit Vermerk über Zeit und Inhalt des Auftrages. 

1.8.3.8 Im Rahmen der Entgegennahme hat eine Prüfung auf materielle Richtigkeit und hinsicht-
lich der Ausschöpfung allfälliger Förderungsmöglichkeiten nicht zu erfolgen. 

1.8.3.9 Inhaltliche oder formale Anleitungen der entgegennehmenden Stelle, die über die Aufga-
ben gemäß 1. bis 7. hinausgehen, erfolgen daher in deren eigenem Wirkungsbereich und 
sind dem Bund nicht zuzurechnen. 

1.8.3.10 Die Übernahme der Ausfüllung des Antrages, jede Ergänzung oder Änderung durch die 
zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 oder einen sonstigen Dritten 
ist der förderungswerbenden Person als rechtsverbindliche Willensäußerung zuzurech-
nen, wenn die förderungswerbende Person den Antrag, die Ergänzung oder Änderung un-
terfertigt hat oder wenn eine Ergänzung oder Änderung durch einen Vermerk über den 
ausdrücklichen Auftrag der förderungswerbenden Person bestätigt ist. 

1.8.3.11 Anbringen, die nicht die folgenden Mindestinhalte aufweisen, gelten noch nicht als An-
träge und dürfen nicht angenommen werden: 

- Name der förderungswerbenden Person bzw. der vertretungsbefugten Person; 

- Geburtsdatum/-daten der förderungswerbenden Person bzw. der vertretungsbe-
fugten Person/en; 

- Zustelladresse; 

- Kurzbezeichnung des Vorhabens (Projekttitel); 

- Projektlaufzeit/Zeitplan; 

- Beantragte Förderungssumme; 

- Unterschrift auf dem Antragsformular bzw. der Verpflichtungserklärung. 

1.8.3.12 Unvollständige Anträge gelten als rechtzeitig eingebracht, wenn die erforderlichen Anga-
ben oder Unterlagen auftragsgemäß nachgereicht werden. Ist der angenommene Antrag 
hinsichtlich anderer als in Punkt 1.8.3.11 genannten Daten unvollständig, können die er-
forderlichen Angaben oder Unterlagen auftragsgemäß innerhalb einer von der zwischen-
geschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 festzusetzenden Frist von der förde-
rungswerbenden Person unter Wahrung des mitgeteilten Stichtags nachgereicht werden. 
Bei fruchtlosem Verstreichen dieser Frist ist die förderungswerbenden Person noch ein-
mal zur Nachreichung mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbe-
folgung aufzufordern. Werden die erforderlichen Angaben oder Unterlagen dann wieder 
nicht fristgerecht nachgereicht, ist der Antrag abzulehnen. 

1.8.3.13 Anbringen gemäß Punkt 1.8.3.11 und Anträge sind in der Reihenfolge ihres Einlangens zu 
bearbeiten. Diesbezüglich sowie bei in dieser SRL festgelegten Fallfristen ist das Datum 
des Eingangsstempels der entgegennehmenden Stelle maßgeblich. 

1.8.4 Beurteilung des Vorhabens und Entscheidung über den Antrag 

1.8.4.1 Beurteilung des Vorhabens 
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Die zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 hat das Vorhaben hin-
sichtlich der Förderungsvoraussetzungen schriftlich zu beurteilen. 

1.8.4.2 Projektbeschreibung bzw. erweiterte Projektbeschreibung 

Von der förderungswerbenden Person ist im Antrag eine Projektbeschreibung vorzulegen. 
Die förderungswerbende Person hat alle dafür erforderlichen Unterlagen beizubringen. 

Die Projektbeschreibung hat mindestens die folgenden Inhalte zu umfassen: 

- Darstellung der Ausgangssituation; 

- Ziele und geplante Aktionen für das Vorhaben; 

- Darstellung der voraussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens. 

Für Vorhaben mit anrechenbaren Investitionskosten über 50.000 € ist stattdessen von der 
förderungswerbenden Person eine erweiterte Projektbeschreibung vorzulegen.  

Die erweiterte Projektbeschreibung hat mindestens folgende Elemente zu enthalten: 

- Darstellung der Ausgangssituation sowie von Entwicklungsmöglichkeiten des Be-
triebs, insb. hinsichtlich Betriebs- und Arbeitswirtschaft; 

- Ziele und geplante Aktionen für das Vorhaben; 

- Beschreibung der Investition und der voraussichtlichen Auswirkungen des Vorha-
bens (inkl. Berücksichtigung von Nachhaltigkeit und Innovation); 

- Darstellung der Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit. 

1.8.4.3 Fördergutachten 

Übersteigen die beantragten und die bereits abgerechneten Investitionskosten einer för-
derungswerbenden Person für ein oder mehrere Vorhaben im Zeitraum von drei Jahren 
in Summe 350.000 €, ist von der förderungswerbenden Person ein fischereiliches 
Fachgutachten von einer unabhängigen Stelle (z. B.: Bundesamt für Wasserwirtschaft) 
einzuholen und die Wirtschaftlichkeit der Investition auf Basis eines von der förderungs-
werbenden Person vorzulegenden betriebswirtschaftlichen Gutachtens (s. Pkt. 1.8.3.4 bis 
1.8.3.9) eines oder einer gerichtlich beeideten Sachverständigen zu belegen. Im Ermessen 
der zwischengeschalteten Stelle können diese Gutachten auch unterhalb der o. a. Grenze 
eingefordert werden. 

In diesem Gutachten sind jedenfalls darzustellen: 

- die wirtschaftliche Ausgangssituation des Unternehmens z. B.: auf Basis der Da-
ten der letzten drei Bilanzjahre. Bei einkommensteuerpauschalierten Betrieben 
sind sonstige geeignete Unterlagen (z. B. Einnahmen- und Ausgabenaufstellung, 
Einkommensteuerbescheid) heranzuziehen; 

- die Beschreibung der geplanten Investition einschließlich der damit verfolgten 
Ziele sowie deren Finanzierbarkeit und 

- die voraussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umsatz- und Ertrags-
entwicklung des Unternehmens. 

1.8.4.4 Auswahlverfahren 

Vorhaben, die zum Zeitpunkt ihrer Beurteilung sämtliche Förderungsvoraussetzungen er-
füllen, sind einem Auswahlverfahren zu unterziehen. 

Für die Auswahl sind die vom Begleitausschuss EMFAF genehmigten Auswahlkriterien ent-
sprechend Art. 73 der Verordnung (EU) 2021/1060 heranzuziehen. Diese Auswahlkrite-
rien samt dem anzuwendenden Beurteilungsschema und das jeweilige Auswahlverfahren 
sind im Dokument „Auswahlverfahren und Auswahlkriterien für Maßnahmen im Rahmen 
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des EMFAF-Programms Österreich 2021 – 2027“ des BML auf der Homepage des BML so-
wie der zwischengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 veröffentlicht. Dieses Doku-
ment ist hinsichtlich der Maßnahmenarten im Besonderen Teil integrierter Bestandteil 
dieser Sonderrichtlinie und somit Vertragsbestandteil. 

Aufgrund budgetärer Beschränkungen nicht ausgewählte Vorhaben können von der zwi-
schengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 auf eine Warteliste gesetzt 
werden und an weiteren Auswahlverfahren teilnehmen, sofern zweckmäßig und wenn 
die Auswahlkriterien unverändert bleiben.  

Förderungsanträge für Vorhaben, die die vom Begleitausschuss festgelegte Mindestpunk-
teanzahl im Auswahlverfahren nicht erreichen, sind abzulehnen.  

1.8.4.5 Entscheidung über den Antrag 

Die zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 hat die förderungswer-
bende Person von der Genehmigung, Setzung auf eine Warteliste oder Ablehnung unver-
züglich – im Falle der Ablehnung unter Angabe der Gründe – schriftlich zu verständigen. 
Mit dem Zugang der schriftlichen Verständigung von der Genehmigung an die förderungs-
werbende Person kommt der Vertrag zustande. 

Diese Verständigung hat jedenfalls zu enthalten: 

- Ergebnis des Auswahlverfahrens; 

- Höchstbetrag der anrechenbaren Kosten; 

- Umfang der Beihilfe, wobei jeweils die Anteile von EU, Bund und Land betrags- 
und anteilsmäßig gesondert auszuweisen und diese als Obergrenze erkenntlich zu 
machen sind; 

- im Falle einer De-minimis-Förderung den Hinweis, dass es sich um eine De-mini-
mis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 über die Anwendung der Ar-
tikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf 
De-minimis-Beihilfen, ABl. Nr. L 352 vom 24.12.2013 S. 1, handelt; 

- Fristen für die Durchführung des Vorhabens sowie gegebenenfalls Fristen für Be-
richtspflichten und für die Vorlage des Zahlungsantrages; 

- Hinweis auf die Meldepflichten gemäß Punkt 1.8.5 sowie die Aufbewahrungs-
pflichten gemäß Punkt 1.9.5; 

- allfällige weitere Bedingungen oder Modifikationen des Vorhabens, soweit es für 
die Erreichung der Projektziele oder zur Sicherstellung der Finanzierung erforder-
lich ist (z. B. Verpflichtung zur Einhaltung der Grundsätze des öffentlichen Auf-
tragswesens, soweit Gebietskörperschaften oder deren Einrichtungen involviert 
sind). 

Aus der Genehmigung des Förderungsantrags entsteht der förderungswerbenden Person 
noch kein Rechtsanspruch auf die tatsächliche Auszahlung der maximalen Förderung, son-
dern die Auszahlung hängt von der positiven Entscheidung über den Zahlungsantrag ab. 

1.8.4.6 Ein Vorhaben kann für einen Zeitraum von maximal drei Jahren bewilligt werden. Wenn 
durch eine Verzögerung das Projektziel innerhalb der ursprünglichen Frist nicht erreicht 
werden kann, kann die Zwischengeschaltete Stelle die Durchführungsfrist entsprechend 
verlängern, gegebenenfalls auch über die Frist von drei Jahren hinaus. 

1.8.4.7 Bankgarantie 

Übersteigen die Investitionskosten einer förderungswerbenden Person in der gesamten 
Finanzperiode 2021 – 2027 inklusive Auslaufzeitraum in Summe 250.000 €, ist vor jeder 
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Zahlung oder Teilzahlung die Vorlage einer Bankgarantie über die Höhe der auszuzahlen-
den Fördermittel für den Zeitraum der Behaltefrist gemäß Punkt 1.5.4 auszubedingen. Im 
Fall von Vorschusszahlungen ist ebenfalls eine Bankgarantie erforderlich, siehe Punkt 
1.8.6.6. 

1.8.5 Meldepflichten 

1.8.5.1 Die förderungswerbende Person hat die Fertigstellung des Vorhabens der zwischenge-
schalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 binnen angemessener Frist bekannt zu 
geben. 

1.8.5.2 Die förderungswerbende Person hat die zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 
bzw. 1.8.2.2 über alle Änderungen des Vorhabens im Zuge der Ausführung sowie über alle 
Ereignisse, die die Durchführung des Vorhabens oder die Erreichung des Förderungszwe-
ckes verzögern oder unmöglich machen, unverzüglich und in jedem Fall vor dem Ende der 
Projektlaufzeit zu informieren. Unwesentliche bzw. geringfügige Änderungen des Vorha-
bens während seiner Durchführung, die keinen Einfluss auf die Erreichung des Projektziels 
haben, sind spätestens mit dem Zahlungsantrag bekanntzugeben. 

1.8.5.3 Änderungen, die die Kosten oder das Finanzierungserfordernis betreffen sowie wesentli-
che Änderungen des Vorhabens bedürfen der schriftlichen Zustimmung der zwischenge-
schalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2. 

1.8.5.4 Der Förderungswerber ist darüber hinaus verpflichtet, jede weitere nachträgliche Bean-
tragung einer Förderung für dasselbe Vorhaben mitzuteilen. 

1.8.5.5 Vertragsbeitritt 

Bei Übernahme des Vorhabens durch einen Dritten während der Umsetzung des Vorha-
bens oder während der Behaltefrist gemäß Punkt 1.5.4 kann die zwischengeschaltete 
Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 einem Vertragsbeitritt des neuen Betreibers/Be-
sitzers oder der neuen Betreiberin/Besitzerin zustimmen, sofern dieser zum Zeitpunkt des 
Vertragsbeitritts sämtliche persönliche Förderungsvoraussetzungen erfüllt. 

1.8.6 Auszahlung 

1.8.6.1 Zahlungsantrag 

Die Auszahlung bzw. die Teilauszahlung der zugesagten Fördermittel ist unter Verwen-
dung des von der zwischengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 bereitgestellten For-
mulars bei der zuständigen zwischengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 
zu beantragen. Dieser Zahlungsantrag ist in der von der Verwaltungsbehörde vorgesehe-
nen Form und bis zu einer von der zwischengeschalteten Stelle festgelegten Frist vorzule-
gen, die sich an der Fertigstellung des Vorhabens orientiert (spätestens jedoch bis zum 
30.06.2029). Der Zahlungsantrag kann erst nach der Genehmigung des Vorhabens ange-
nommen werden. 

In Einklang mit Artikel 69 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2021/1060 ist ab 1.1.2023 für den 
Zahlungsantrag eine Online-Applikation über die Webseite „www.eama.at“ der AMA zu 
nutzen. Die elektronische Einreichung von Zahlungsanträgen hat unter Verwendung einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der förderungswerbenden Person gemäß §4 des E-
Governmentgesetzes (EGovG), BGBl. I Nr. 10/2004, zu erfolgen. Auf Antrag des Begüns-
tigten kann stattdessen der Zahlungsantrag bzw. der gesamte Informationsaustausch mit 
den Programmbehörden ausnahmsweise in Papierform erfolgen. In diesem Fall ist der 
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Zahlungsantrag in Papierform bei der zuständigen zwischengeschalteten Stelle gemäß 
Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 einzureichen. 

Die zuständige zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 hat die Best-
immungen der Punkte 1.8.3.7 bis 1.8.3.10 und 1.8.3.13 sinngemäß anzuwenden. Fehlende 
oder verbesserungsfähige Angaben und Nachweise können von der förderungswerben-
den Person innerhalb einer von der zwischengeschalteten Stelle festzusetzenden Frist 
nachgebracht werden. Bei fruchtlosem Verstreichen dieser Frist ist die förderungswer-
bende Person noch einmal zur Nachreichung mit dem ausdrücklichen Hinweis auf die 
Rechtsfolge der Nichtbefolgung aufzufordern. Werden die erforderlichen Angaben oder 
Unterlagen dann wieder nicht fristgerecht nachgereicht, sind die von der Unvollständig-
keit betroffenen Kosten nicht anzuerkennen. 

1.8.6.2 Die Auszahlung erfolgt grundsätzlich durch Überweisung auf das von der förderungswer-
benden Person im Antrag angegebene Namenskonto durch die zwischengeschaltete 
Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 auf Rechnung des BML nach Maßgabe der Verfügbarkeit der 
Fördermittel gemäß Punkt 1.7. 

Die Auszahlung der Förderung ist nur für tatsächlich getätigte Ausgaben oder Pauschal-
beträge (gemäß Punkt 1.6.4), die für die geförderte Leistung nötig sind, vorzunehmen. 
Diese sind für die Ermittlung der auszuzahlenden Förderbeträge zur Gänze ohne Rundung 
heranzuziehen. 

1.8.6.3 Der Nachweis für tatsächlich getätigte Ausgaben erfolgt insbesondere durch auf die för-
derungswerbende Person lautende Rechnungen samt Zahlungsbelegen. Als Nachweis für 
Pauschalbeträge gemäß Punkt 1.6.4 sind adäquate Belege vorzulegen. Diese sind der im 
Gegenstand zuständigen zwischengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 
vorzulegen. 

1.8.6.4 Alle vorgelegten Rechnungen und Zahlungsbelege sind durch die zwischengeschaltete 
Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 so zu kennzeichnen, dass erkennbar ist, dass die 
Dokumente im Rahmen einer Förderung aus dieser SRL berücksichtigt wurden. 

1.8.6.5 Übersteigt der Rechnungsbetrag für eine zusammengehörige Leistung 5.000 € netto, 
muss eine unbare Zahlung nachgewiesen werden. 

1.8.6.6 Im Rahmen der Maßnahmenarten gemäß Punkt 2.3.2 und 2.4.2 kann die förderungswer-
bende Person Vorschusszahlungen im Ausmaß von bis zu 40 % des Förderungsbetrags be-
antragen, wobei eine Besicherung in Höhe von mindestens 100 % des Vorschusses durch 
eine Bankgarantie oder durch eine Garantie einer öffentlichen Einrichtung vorzulegen ist. 
Vorschusszahlungen an Gebietskörperschaften sind nicht zulässig. Die Vorschusszahlun-
gen sind bis spätestens innerhalb von drei Jahren nach dem Jahr der Zahlung (spätestens 
jedoch bis zum 30. Juni 2029) durch nachzuweisende Ausgaben zu decken. 

1.8.7 Berichte: 

1.8.7.1 Die zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 legt die Fristen des jeweils spätesten 
Zahlungseingabetermins für den dazugehörigen Auszahlungstermin fest. Diese Meldun-
gen der zwischengeschalteten Stellen gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 bilden die Grund-
lage für die Mittelanforderung der zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 ge-
genüber dem BML und den Ländern. 
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1.8.7.2 Die zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 erstellt zum Stichtag 31.12. des je-
weiligen Jahres und legt bis zum 31.3. des folgenden Jahres gegenüber dem BML die Be-
stätigung zur Genehmigung vor, dass die genehmigten Mittel tatsächlich verwendet wur-
den. 

1.8.7.3 Die zwischengeschalteten Stellen gemäß Punkt 1.8.2.1 haben über die in ihrem Zustän-
digkeitsbereich von der zwischengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 ausbezahlten 
Mittel einen fachlichen Bericht (Verwendungsnachweis) zum Stichtag 31.12. des jeweili-
gen Jahres zu erstellen und diesen Bericht bis zum 31.3. des folgenden Jahres dem BML 
vorzulegen. 

1.8.8 Evaluierungsdaten 

Die förderungswerbende Person verpflichtet sich, an der Evaluierung mitzuwirken und die 
dafür erforderlichen Informationen bekanntzugeben. 

1.8.9 Weitere Festlegungen 

Weitere Festlegungen über die Abwicklung der einzelnen Maßnahmenarten finden sich 
im Besonderen Teil. 

1.9 Kontrolle und Prüfungen 

1.9.1 Allgemeine Bestimmungen 

1.9.1.1 Die Kontrolle erfolgt in Form einer Verwaltungskontrolle, einer Vor-Ort-Kontrolle und ei-
ner Ex-post-Kontrolle, gestützt auf die Bestimmungen des Titels VI der Verordnung (EU) 
2021/1060, durch hierzu berufene Organe der zwischengeschalteten Stellen gemäß Punkt 
1.8.2.1 bzw. 1.8.2.2 sowie der EU. 

1.9.1.2 Die Organe und Beauftragten der zwischengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1, des 
BML, des Österreichischen Rechnungshofes sowie die Organe der EU, im Folgenden Kon-
trollorgane, können die Einhaltung aller Bedingungen und Verpflichtungen, insbesondere 
die Berechtigung zur Inanspruchnahme begehrter oder bereits ausbezahlter Förderun-
gen, überprüfen. 

1.9.1.3 Die Kontrollorgane können im Zuge der Kontrolle jederzeit die Aushändigung oder Zusen-
dung von Kopien – soweit erforderlich auch von Originalen – von Aufzeichnungen oder 
Unterlagen der förderungswerbenden Person oder Zugang zu elektronischen Aufzeich-
nungen auf dessen Kosten verlangen. 

Schriftliche Pacht- bzw. Bewirtschaftungsverträge und sonstige förderungsrelevante Un-
terlagen sind am Betrieb aufzubewahren und zur Verfügung zu halten. Diese Unterlagen 
sind auf Verlangen jederzeit – auch außerhalb der Vor-Ort-Kontrolle – den Kontrollorga-
nen vorzulegen oder der Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen ist zu gewähren. 

1.9.1.4 Sind der förderungswerbenden Person förderungsrelevante Unterlagen insofern nicht zu-
gänglich, als sie rechtmäßig bei einem Dritten aufliegen oder aufliegen müssen, hat er 
über Aufforderung Vorkehrungen zu treffen, dass sie von dem Kontrollorgan bei Bedarf 
eingesehen oder ihm in Kopie – soweit erforderlich auch Originale – ausgehändigt werden 
können oder der Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen gewährt wird. 

1.9.1.5 Kann der Zugang zu förderungsrelevanten Unterlagen nicht gewährt werden, gelten die 
Unterlagen als nicht vorgefunden. 
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1.9.1.6 Nachgängige Prüfungen 

Über Kontrollen gemäß Punkt 1.9.2, 1.9.3 und 1.9.4 hinaus finden nachgängige Prüfungen 
(Audits) statt, die von Organen oder Beauftragten des BML, des Österreichischen Rech-
nungshofes sowie Organen der EU durchgeführt werden. Es sind alle Bestimmungen ge-
mäß Punkt 1.9, die Mitwirkungs- und Duldungspflichten der förderungswerbenden Per-
son beinhalten, sinngemäß anzuwenden. 

1.9.2 Verwaltungskontrollen 

Diese werden durch eine EDV-unterstützte verwaltungstechnische Prüfung aller Anträge 
vorgenommen und ermöglichen die Prüfung von Antragsdaten, die auch ohne eine Vor-
Ort-Kontrolle verifizierbar sind. 

1.9.3 Vor-Ort-Kontrollen 

1.9.3.1 Bei diesen werden auch jene Förderungsvoraussetzungen überprüft, die nur vor Ort auf 
dem Betrieb selbst plausibilisiert und verifiziert werden können, und sie dienen auch zur 
Gegenkontrolle von Verwaltungskontrollen. Jedes Vorhaben mit Investitionen ist zumin-
dest einmal im Rahmen der Endabrechnung vor Ort durch die zwischengeschaltete Stelle 
gemäß Punkt 1.8.2.1 zu kontrollieren. 

1.9.3.2 Die Kontrollorgane können jederzeit ohne Ankündigung oder auch nach Ankündigung alle 
Betriebs- und Lagerräume sowie Betriebsflächen betreten sowie in die Buchhaltung und 
in alle bezughabenden Aufzeichnungen oder Unterlagen der förderungswerbenden Per-
son Einsicht nehmen. 

1.9.3.3 Bei der Kontrolle hat eine geeignete und informierte Auskunftsperson der förderungswer-
benden Person anwesend zu sein, Auskünfte zu erteilen und sonstige Unterstützung zu 
leisten. Die förderungswerbende Person ist verpflichtet, die angeführten Kontrollmaß-
nahmen zuzulassen. 

1.9.3.4 Ist im Antrag eine Person als Vertretungsbevollmächtigter ausgewiesen, gilt diese in je-
dem Falle als geeignete und informierte Auskunftsperson, soweit die förderungswer-
bende Person selbst bei der Kontrolle nicht anwesend ist oder Auskunft nicht erteilt oder 
nicht erteilen kann. 

1.9.3.5 Ist die förderungswerbende Person oder der ausgewiesene Vertretungsbevollmächtigte 
bei der Kontrolle nicht anwesend, gelten im Betrieb maßgeblich mitwirkende und volljäh-
rige Angehörige als geeignete und informierte Auskunftspersonen, sofern die Kontrolle 
angekündigt war und die förderungswerbende Person ohne weitere Benennung einer 
auskunftsberechtigten Person bei der Kontrolle nicht anwesend ist. 

1.9.3.6 Verweigert die förderungswerbende Person oder ausgewiesene Vertretungsbevollmäch-
tigte die Auskunft oder verhindert sie die Durchführung der Vor-Ort-Kontrolle auf andere 
Weise, ausgenommen im Falle höherer Gewalt oder bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Umstände, ist der Förderungsantrag abzulehnen oder eine bereits erteilte Förderzusage 
zu widerrufen. 

1.9.3.7 Das Kontrollorgan hat im Zuge der Kontrolle einen Kontrollbericht zu erstellen, der es er-
möglicht, die Einzelheiten der vorgenommenen Kontrollschritte nachzuvollziehen. 

1.9.3.8 Die Kosten für allfällige Probeziehungen und Untersuchungen sind in jedem Falle von der 
förderungswerbenden Person zu tragen. 
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1.9.4 Ex-post-Kontrollen 

Diese umfassen die Überprüfung der Einhaltung der Verpflichtung zur Nutzung und In-
standhaltung des Investitionsgegenstandes und erfolgen im Hinblick auf die Pflichten der 
förderungswerbenden Person nach den Grundsätzen des Punktes 1.9.3. Die Ex-post-Kon-
trolle ist bei jedem Vorhaben möglichst gegen Ende der Nutzungsdauer von der zwischen-
geschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. (sofern anwendbar) gemäß Punkt 1.8.2.2 
durchzuführen (gem. Punkt 1.5.4). 

1.9.5 Aufbewahrung von Unterlagen 

1.9.5.1 Die förderungswerbende Person ist verpflichtet, alle die Förderung betreffenden Auf-
zeichnungen und Unterlagen zehn Jahre ab Ende des Jahres der Letztzahlung der Förde-
rung, sicher und überprüfbar aufzubewahren. 

1.9.5.2 Die zwischengeschalteten Stellen haben alle die Förderung betreffenden Aufzeichnungen 
und Unterlagen zehn Jahre ab Ende des Jahres der Letztzahlung der Förderung, sicher und 
überprüfbar aufzubewahren. 

1.9.5.3 Die Aufzeichnungen oder Unterlagen sind während der vorgeschriebenen Aufbewah-
rungszeit dem Prüforgan auf Verlangen jederzeit und kostenlos zur Verfügung zu stellen, 
eine gleiche Verpflichtung besteht für die zwischengeschaltete Stelle gegenüber dem 
BML. 

1.10 Rückzahlung, Einbehalt 

1.10.1 Grundsatz 

1.10.1.1 Die förderungswerbende Person ist verpflichtet, über schriftliche Aufforderung der zwi-
schengeschalteten Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 oder des BML – und unter Vorbehalt der 
Geltendmachung weitergehender gesetzlicher Ansprüche – eine gewährte Förderung 
ganz oder teilweise binnen vier Wochen zurückzuzahlen, insbesondere wenn  

1. Organe oder Beauftragte des Bundes oder der EU von der förderungswerbenden 
Person über wesentliche Umstände unrichtig oder unvollständig unterrichtet 
worden sind, 

2. von der förderungswerbenden Person vorgesehene Berichte nicht erstattet oder 
Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskünfte nicht erteilt worden sind, 
sofern in diesen Fällen eine schriftliche, entsprechend befristete und den aus-
drücklichen Hinweis auf die Rechtsfolge der Nichtbefolgung enthaltende Mah-
nung erfolglos geblieben ist, sowie sonstige in dieser SRL vorgesehene Mitteilun-
gen unterlassen wurden, 

3. die förderungswerbende Person nicht aus eigener Initiative unverzüglich – jeden-
falls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankündigung – Ereignisse meldet, wel-
che die Durchführung der geförderten Leistung verzögern oder unmöglich ma-
chen oder deren Abänderung erfordern würde, 

4. die förderungswerbende Person vorgesehene Kontrollmaßnahmen be- oder ver-
hindert oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung innerhalb 
des für die Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr 
überprüfbar ist, 

5. die Förderungsmittel von der förderungswerbenden Person ganz oder teilweise 
widmungswidrig verwendet worden sind, 
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6. die Leistung von der förderungswerbenden Person nicht oder nicht rechtzeitig 
durchgeführt werden kann oder durchgeführt worden ist, 

7. von der förderungswerbenden Person das Abtretungs-, Anweisungs-, Verpfän-
dungs- und sonstige Verfügungsverbot nicht eingehalten wurde, 

8. die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes und des Bundes-Behinder-
tengleichstellungsgesetzes sowie das Diskriminierungsverbot gemäß § 7b des 
Behinderteneinstellungsgesetzes nicht beachtet wurden, 

9. der förderungswerbenden Person obliegende Publizitätsmaßnahmen nicht 
durchgeführt werden, 

10. von Organen der EU die Aussetzung und/oder Rückforderung verlangt wird oder 

11. sonstige Förderungsvoraussetzungen, insbesondere solche, die die Erreichung 
des Förderungszweckes sichern sollen, von der förderungswerbenden Person 
nicht eingehalten wurden. Im Zusammenhang mit der Behaltefrist gemäß Punkt 
1.5.4 kann bei Vorhaben, bei denen eine Produktionstätigkeit infolge einer nicht 
betrugsbedingten Insolvenz aufgegeben wird, von einer Rückforderung Abstand 
genommen werden, ebenso bei einer Änderung der Eigentumsverhältnisse, 
wenn dadurch der Förderungszweck nicht gefährdet wird und ein Vertragsbei-
tritt unter den Voraussetzungen des Punktes 1.8.5.5 erfolgt. 

1.10.1.2 Für gewährte, aber noch nicht ausbezahlte Mittel erlischt der Anspruch auf Zahlung. 

1.10.1.3 Im Falle eines Vertragsbeitritts können während der Umsetzung des Vorhabens oder wäh-
rend der Behaltefrist gemäß Punkt 1.5.4 entstandene Rückforderungen gleichermaßen 
gegen die vorherige und nachfolgende förderungswerbende Person geltend gemacht 
werden, unabhängig davon, wer den Verstoß gesetzt hat. 

1.10.2 Ausmaß 

1.10.2.1 Das Ausmaß der Rückforderung, der Einbehalt oder die Sanktion tragen dem Umstand 
Rechnung, dass der Vertrag nicht in der vereinbarten Form erfüllt wurde. Dabei sind 
Schwere, Ausmaß, Dauer und Häufigkeit des festgestellten Verstoßes gemäß Art. 103 
Abs. 1 der Verordnung (EU) 2021/1060 sowie Art. 44 der Verordnung (EU) 2021/1139 zu 
berücksichtigen. Die förderungswerbende Person muss dabei grundsätzlich damit rech-
nen, dass die gesamte gewährte Förderung zurückzuzahlen ist.  

Im Falle eines schwerwiegenden Verstoßes (dazu zählt auch die Vorlage falscher Nach-
weise und die Behauptung anspruchsbegründender Tatsachen ohne Vorlage der erforder-
lichen Informationen) wird die förderungswerbende Person zusätzlich zur gänzlichen 
Rückforderung bzw. Einbehalt der Fördermittel für den jeweiligen vorgesehenen Zeitraum 
gemäß delegierter Verordnung 2022/2181 von einer Unterstützung aus dem EMFAF-
Programm ausgeschlossen. 

1.10.2.2 Ein Rechtsanspruch auf bloß teilweise Rückzahlung besteht nicht. 

1.10.3 Zinsen 

Der zurückzuerstattende Betrag ist bei Verzug von Unternehmen mit 9,2 Prozentpunkten 
über dem jeweils geltenden Basiszinssatz für den Zeitraum zwischen dem Ende der in der 
Rückforderungsmitteilung angegebenen Zahlungsfrist bis zur gänzlichen Einbringung zu 
verzinsen, andernfalls mit 4 Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz, 
mindestens jedoch mit 4 %. 

1.10.4 Modalitäten 
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1.10.4.1 Bei Rückforderung von bereits ausgezahlten Beträgen ist die zwischengeschaltete Stelle 
gemäß Punkt 1.8.2.3 verpflichtet, mit den der förderungswerbenden Person nach Über-
mittlung der Rückforderungsmitteilung zustehenden Zahlungen aus der betroffenen 
Maßnahmenart oder aus anderen Maßnahmenarten des Programms aufzurechnen, wenn 
die Voraussetzungen der Gegenseitigkeit der Vertragspartner sowie Gleichartigkeit und 
Fälligkeit der Forderungen gegeben sind und wenn die Aufrechnung im Sinne der EU-
Rechtsvorschriften zulässig ist. 

1.10.4.2 Teilzahlungen und Teilaufrechnungen werden zuerst auf das Kapital und erst nach der 
Tilgung des Kapitals auf die Zinsen angerechnet.  

1.10.4.3 Auf schriftlichen Antrag kann die Rückzahlung – unbeschadet der Kompensation – auch in 
Raten, deren Anzahl und Höhe von der zwischengeschalteten Stelle festzulegen sind, oder 
nach Stundung erfolgen. 

1.10.5 Abstandnahme von der Rückforderung 

Das BML kann im Einzelfall die zwischengeschaltete Stelle gemäß Punkt 1.8.2.3 ermächti-
gen, bei einem Rückforderungsbetrag von weniger als 100 € (Zinsen nicht inkludiert) von 
einer Rückforderung Abstand zu nehmen. 

1.11 Datenverarbeitung 

1.11.1 Die förderungswerbende Person nimmt zur Kenntnis, dass das BML und die zwischenge-
schalteten Stellen berechtigt sind  

1. alle im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung der Förderung anfal-
lenden personenbezogenen Daten zu Abwicklungs- und Kontrollzwecken (ein-
schließlich Berichtslegung für Monitoring- und Evaluierungsverpflichtungen) zu 
verarbeiten,  

2. die für die Beurteilung des Vorliegens der Förderungsvoraussetzungen erforder-
lichen personenbezogenen Daten über die von ihr selbst erteilten Auskünfte hin-
aus auch durch Rückfragen bei den in Betracht kommenden anderen Organen 
des Bundes oder bei einem anderen Rechtsträger, der einschlägige Förderungen 
zuerkennt oder abwickelt, oder bei sonstigen Dritten zu erheben und an diese zu 
übermitteln, sowie Transparenzportalabfragen gemäß § 32 Abs. 5 TDBG 2012 
durchzuführen. 

1.11.2 Die förderungswerbende Person nimmt zur Kenntnis, dass es dazu kommen kann, dass 
Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Rechnungshofes (insbesondere ge-
mäß § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948), des Bundes-
ministeriums für Finanzen (insbesondere gemäß §§ 57 bis 61 und 47 BHG 2013) und der 
Europäischen Union nach den EU-rechtlichen Bestimmungen übermittelt oder offenge-
legt werden müssen. 

1.11.3 Die förderungswerbende Person nimmt zur Kenntnis, dass gemäß Art. 49 der Verordnung 
(EU) 2021/1060 folgende Daten via Internet veröffentlicht werden: Name, Gemeinde 
samt Postleitzahl, Projektlaufzeit, Gesamtkosten des Vorhabens, Förderbetrag, Kofinan-
zierungssatz der Union sowie Bezeichnung und Beschreibung des geförderten Vorhabens. 
Zur Geltendmachung der Rechte als betroffene Person gemäß Art. 13 bis 21 der Verord-
nung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung; DSGVO) ist ein schriftlicher Antrag bei der Verwaltungsbehörde einzubringen. 
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1.11.4 Rechte gemäß Datenschutz-Grundverordnung 

Die förderungswerbende Person nimmt das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, 
Einschränkung, Datenübertragbarkeit, Widerruf und Widerspruch sowie die Beschwerde-
möglichkeit bei der Datenschutzbehörde zur Kenntnis. 

1.12 Gleichbehandlungs- und Behindertengleichstellungsgesetz 

Förderungen dürfen nur jenen förderungswerbenden Personen gewährt werden, die das 
Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. I Nr. 66/2004 und das Bundes-Behindertengleichstel-
lungsgesetz (§ 8 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz, BGBl. I Nr. 82/2005) sowie das 
Diskriminierungsverbot gemäß § 7b des Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG), 
BGBl. Nr. 22/1970, beachten. 

Bei der Durchführung von Vorhaben auf Basis dieser Sonderrichtlinie (z. B. der Erstellung 
von PR-Unterlagen u. ä.) ist auf eine geschlechtergerechte Umsetzung und 
Ausdrucksweise zu achten. 

1.13 Verbot der Abtretung, Anweisung, Verpfändung und sonstigen Ver-
fügung 

Die Abtretung von Forderungen sowie Anweisung, Verpfändung von oder sonstige Verfü-
gung über Forderungen der förderungswerbenden Person aufgrund von Förderungszusa-
gen nach dieser SRL ist der Republik Österreich gegenüber unwirksam. 

1.14 Publikation 

Der Hinweis über die Erlassung dieser SRL oder ihre Änderung sowie der Text dieser SRL 
selbst werden auf der Homepage des BML unter www.bml.gv.at veröffentlicht. 

Die im Gegenstand zuständigen zwischengeschalteten Stellen gemäß Punkt 1.8.2.1 bzw. 
1.8.2.2 haben darüber hinaus für eine geeignete Information der potentiellen förderungs-
werbenden Personen zu sorgen. 

1.15 Subjektives Recht 

Ein subjektives Recht (Rechtsanspruch) auf Gewährung einer Förderung entsteht aus der 
Erlassung dieser SRL nicht. 

1.16 Gerichtsstand 

Für Streitigkeiten aus dem zwischen dem Bund und einer förderungswerbenden Person 
bestehenden Förderungsvertrag gilt als ausschließlicher Gerichtsstand Wien. 

1.17 Allgemeine Rahmenrichtlinien 

Die „Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmit-
teln (ARR 2014)" bilden einen integrierenden Bestandteil dieser SRL und sind auf die ge-
genständlichen Förderungsmaßnahmen anzuwenden, soweit in der vorliegenden SRL 
nicht anderes bestimmt ist. 
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1.18 Anwendbarkeit 

Diese SRL ist aufgrund der Genehmigung des Programms durch das zuständige Organ der 
EU auf alle ab dem 01.01.2021 gestellten Förderungsanträge und abgeschlossenen Ver-
träge anzuwenden. 

Änderungen dieser SRL treten am Tag nach der Publikation gemäß Punkt 1.14 in Kraft, 
soweit nicht ein anderes Inkrafttreten vorgesehen ist. 
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2 BESONDERER TEIL 

2.1 Nachhaltige Entwicklung der Fischerei 

[Spezifisches Ziel 1a „Stärkung wirtschaftlich, sozial und ökologisch nachhaltiger Fische-
reitätigkeiten“ gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EU) Nr. 
2021/1139 unter Berücksichtigung des spezifischen Ziels 1b) „Steigerung der Energieeffi-
zienz und Senkung der CO₂-Emissionen durch den Austausch oder die Modernisierung der 
Maschinen von Fischereifahrzeugen“ gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe b) der Verord-
nung (EU) 2021/1139] 

2.1.1 Investitionen und Innovation in der Binnenfischerei 

[Maßnahmenart 1 „Binnenfischerei“ des EMFAF-Programms] 

2.1.1.1 Ziele 

Nachhaltige, umweltschonende, an den Klimawandel angepasste Bewirtschaftung der 
Fischbestände in natürlichen Gewässern. 

Erhaltung, Ausbau und Modernisierung der Seenfischerei, Erhöhung der Wertschöpfung 
und Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe. 

2.1.1.2 Förderungsgegenstand 

1. Investitionen an Bord, in Fanggeräte, Hygiene-, Gesundheits- und Umwelt-/Kli-
mamaßnahmen (Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel), z. B. Aus-
tausch bzw. Modernisierung von Geräten, Ausrüstung, Motoren sowie Verbesse-
rung der Energieeffizienz; 

2. Investitionen zur Förderung der Diversifizierung der Binnenfischerei (z. B. durch 
Tourismus, Gastronomie, Erweiterung der Produktpalette) sowie der Direktver-
marktung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen5 (z. B. Hofläden, online); 

3. Innovation, insbesondere durch partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
einer anerkannten wissenschaftlichen oder technischen Stelle und einem Fische-
reibetrieb, z. B. zur Optimierung der Selektivität von Fangeinrichtungen. 

2.1.1.3 Förderungswerbende Personen 

Siehe Punkt 1.4. 

2.1.1.4 Förderungsvoraussetzungen 

- Die förderungswerbende Person muss eine für die Durchführung des Vorhabens 
ausreichende berufliche Qualifikation aufweisen: 

o Berufserfahrung in der Fischerei mindestens 5 Jahre oder 

o spezifische Fischereiausbildung, die den Vorgaben des Bundesamtes für 
Wasserwirtschaft für die jeweiligen Lehrpläne entspricht und vom EMFF- 
bzw. vom EMFAF-Begleitausschuss genehmigt wurde oder 

o Facharbeiterausbildung in der Fischerei oder 

o Meisterausbildung in der Fischerei; 

                                                      
5 Sofern sich das Vorhaben nicht nur auf Fische und Krebstiere bezieht, sind die anteiligen Kosten des Vorhabens 

für andere bzw. für nicht unter Anhang I des Vertrags fallende landwirtschaftliche Erzeugnisse ab Überschreiten 
einer Geringfügigkeitsschwelle (10 %) herauszurechnen. Die Zuordnung erfolgt nach wertmäßigen Kriterien. 
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- Nachweis der für das Vorhaben erforderlichen Genehmigungen bzw. Bewilligun-
gen (Wasserrecht, Naturschutz, Baurecht, etc.); 

- Gemäß Artikel 13 lit. m in Verbindung mit Artikel 16 und Artikel 18 der Verord-
nung (EU) 2021/1139 ist der Austausch oder die Modernisierung einer Haupt- o-
der Hilfsmaschine nur bei Booten mit einer Gesamtlänge von bis zu 24 Metern 
förderfähig und die neue oder modernisierte Maschine darf keine höhere in kW 
ausgedrückte Leistung als die derzeitige Maschine aufweisen; 

- Bei einer Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen gemäß Punkt 2.1.1.2 Unter-
punkt 1 sind jene Kosten anteilsmäßig herauszurechnen, die sich nicht auf die Fi-
scherei bzw. Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen beziehen. 
Dabei sind nur jene Ausgaben förderfähig, welche nicht in anderen bundesweiten 
Programmen bereits gefördert oder eingereicht wurden; 

- Bei einer Förderung gemäß Punkt 2.1.1.2 Unterpunkt 2 („Diversifizierung und Di-
rektvermarktung“) muss der Bezug zum landwirtschaftlichen Betrieb gegeben 
sein, beispielsweise durch die Heranziehung von landwirtschaftlichen Produkti-
onsfaktoren, Betriebsmitteln, durch Kooperationen mit einem oder mehreren 
landwirtschaftlichen Betrieben oder durch den Standort; 

- Fahrzeuge werden nicht gefördert; 

- Bei einer Förderung gemäß Punkt 2.1.1.2 Unterpunkt 3 („Innovation“) ist darüber 
hinaus notwendig: Bezug zur Fischerei bzw. zur Verarbeitung von Fischerei- und 
Aquakulturerzeugnissen (u. a. keine Grundlagenforschung). 

2.1.1.5 Art und Ausmaß der Förderung 

Der Zuschuss zu den förderbaren Investitionskosten beträgt: 

- 40 %; 

Der Zuschuss zu den anrechenbaren Sachkosten im Fall von Punkt 2.1.1.2 Unterpunkt 3 
(„Innovation“) beträgt:  

- 80 % gemäß Punkt 14 des Anhangs III der Verordnung (EU) 2021/1139 im Fall von 
Vorhaben, die von kollektivem Interesse sind, einen kollektiven Begünstigten ha-
ben und innovative Aspekte aufweisen oder den Zugang der Öffentlichkeit zu ih-
ren Ergebnissen gewährleisten. 

Die Investitionssumme hat je Vorhaben mindestens 4.000 € zu betragen. 

Die Obergrenze der förderbaren Kosten beträgt höchstens 75.000 € pro Betrieb und För-
derzeitraum (Finanzperiode 2021 – 2027 inklusive Auslaufzeitraum). Als Betrieb wird in 
diesem Zusammenhang die Gesamtheit der für fischereiwirtschaftliche Tätigkeiten ge-
nutzten und vom Betriebsinhaber6 verwalteten Einheiten innerhalb eines Bundeslandes 
angesehen. Werden auf einem Betriebsstandort mehrere Betriebe geführt (räumlich, 
wirtschaftlich, funktionell zusammenhängend), so kann die o. a. Obergrenze nur einmal 
für diesen Betriebsstandort ausgeschöpft werden. 

Im Fall von Vorhaben gemäß Punkt 2.1.1.2 Unterpunkt 2 erfolgt die Förderung als De-
minimis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) Nr. 1407/2013, soweit sich die Kosten nicht auf 
Erzeugnisse gemäß Anhang I des AEUV beziehen. 

2.1.1.6 Förderungsabwicklung 

Mit der Entgegennahme und der Bewilligung der Anträge sind die zwischengeschalteten 
Stellen in den Ländern gemäß Punkt 1.8.2.1 betraut. 

                                                      
6 Betriebsinhaber: Eine natürliche oder juristische Person oder eine Vereinigung natürlicher oder juristischer Per-

sonen unabhängig davon, welchen rechtlichen Status diese Vereinigung und ihre Mitglieder haben. 
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Förderungsanträge können laufend eingebracht werden. Die zwischengeschaltete Stelle 
hat den Stichtag bekanntzugeben, zu welchem die bis dahin eingelangten Förderungsan-
träge zu einem Auswahlverfahren zusammengefasst werden. 

Die vollständigen Anträge werden in diesem Auswahlverfahren anhand eines bundesweit 
einheitlichen Bewertungsschemas bewertet und ausgewählt. Um für eine Förderung in 
Betracht zu kommen, muss zumindest die Mindestpunkteanzahl des Bewertungsschemas 
erreicht werden. 

2.2 Nachhaltige Entwicklung der Aquakultur und des Humankapitals 

[Spezifisches Ziel 2a „Förderung nachhaltiger Aquakulturtätigkeiten, insbesondere Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der Aquakulturproduktion bei gleichzeitig Sicherstellung 
der langfristigen Umweltverträglichkeit der Aktivitäten“ gemäß Artikel 26 Absatz 1 Buch-
stabe a) und Artikel 27 der Verordnung (EU) 2021/1139] 

2.2.1 Investitionen und Innovation in der Aquakultur 

[Maßnahmenart 4 „Aquakultur“ des EMFAF-Programms] 

2.2.1.1 Ziele 

Förderung einer nachhaltigen, umweltgerechten und an den Klimawandel angepassten 
Produktion sowie Steigerung des Selbstversorgungsgrades mit Fisch und Aquakulturpro-
dukten; 

Erhöhung der Wertschöpfung und der Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe; 

Steigerung des Anteils der Bioproduktion an der Gesamtproduktion; 

Entwicklung und Anwendung von innovativen Methoden und Verfahren, die eine nach-
haltige und umweltfreundliche Produktion befördern. 

2.2.1.2 Förderungsgegenstand 

1. Produktive Investitionen in die Aquakultur wie z. B. Neuerrichtung bzw. Erweite-
rung und/oder Modernisierung bestehender Aquakulturanlagen (Teiche, Durch-
flussanlagen, Kreislauf- und Aquaponikanlagen), Bruthäuser für Setzlinge, tech-
nische Ausrüstung, Verbesserung der Arbeits- und Sicherheitsbedingungen so-
wie Sanierung bestehender bzw. Revitalisierung stillgelegter Anlagen; 

2. Investitionen zur Verringerung der negativen Auswirkungen oder zur Steigerung 
der positiven Auswirkungen der Aquakulturanlagen auf die Umwelt einschließ-
lich der Verbesserung der Haltungsbedingungen und Tiergesundheit, Erhöhung 
der Ressourceneffizienz, Verbesserung der Wasserqualität und der Qualität des 
Ablaufwassers (Reduktion von Chemikalien, Reduktion des Arzneimitteleinsatzes 
etc.); 

3. Investitionen zur Anpassung an den Klimawandel und für den Klimaschutz (CO2-
Reduktion) sowie für einen nachhaltigen Energieeinsatz, z. B. durch Steigerung 
der Energieeffizienz von Aquakulturbetrieben oder durch Förderung der Umstel-
lung auf erneuerbare Energiequellen; 

4. Investitionen im Bereich Diversifizierung, insbesondere Steigerung der Qualität 
der Aquakulturerzeugnisse, der Diversifizierung der Aquakulturerzeugnisse (spe-
ziell in Hinblick auf die Auswirkungen des Klimawandels, Diversifizierung der Ein-
künfte von Aquakulturunternehmen durch den Aufbau ergänzender Tätigkeiten 
(z. B. landwirtschaftlicher Tourismus und Aktivitäten der Freizeitwirtschaft sowie 
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Bewirtung) sowie im Bereich Direktvermarktung von Fischerei- und Aquakultur-
erzeugnissen7 (z. B. Hofläden, online); 

5. Innovation, z. B.: Entwicklung neuer oder verbesserter Erkenntnisse in techni-
schen, wissenschaftlichen oder organisatorischen Bereichen mit Fokus auf Um-
weltauswirkungen (Substitution von Fischmehl, etc.), Ressourceneffizienz, Klima-
wandelanpassung, Tierschutz, nachhaltige Produktionsmethoden, nachhaltige 
Methoden zur Krankheitsbehandlung, neue Zuchtarten, Verwaltungs- bzw. Or-
ganisationsysteme, Prüfung der technischen Durchführbarkeit oder der Wirt-
schaftlichkeit von Innovationen, Erzeugnissen oder Verfahren. 

2.2.1.3 Förderungswerbende Personen 

Siehe Punkt 1.4. 

2.2.1.4 Förderungsvoraussetzungen 

- Die förderungswerbende Person muss eine für die Durchführung des Vorhabens 
ausreichende berufliche Qualifikation gemäß Punkt 2.1.1.4 aufweisen. 

- Nachweis der für das Vorhaben erforderlichen Genehmigungen bzw. Bewilligun-
gen (Wasserrecht, Naturschutz, Baurecht, etc.). 

- Betriebe mit biologischer Wirtschaftsweise müssen bei Antragstellung dem Kon-
trollsystem für Bio-Betriebe unterliegen (Vorweisung eines Kontrollvertrages) 
und in diesem zumindest bis zum Ende der Behaltefrist gemäß Punkt 1.5.4 ver-
bleiben (Beibehaltung der biologischen Landwirtschaft am gesamten Betrieb). Ein 
Wechsel der Kontrollstelle hat ohne zeitliche Unterbrechung zu erfolgen. 

- Bei einer Förderung gemäß Punkt 2.2.1.2 Unterpunkt 1 ist die Mitgliedschaft bei 
einem Tiergesundheitsdienst oder der Nachweis einer tierärztlichen Betreuung 
erforderlich. 

- Bei Aquaponikanlagen sind nur die Investitionskosten für den Anlagenteil für die 
Fischproduktion förderbar. 

- Eine Förderung von baulichen Maßnahmen bzw. Vorrichtungen zum Schutz vor 
Prädatoren (Zäune, Überspannungen etc.) ist nicht möglich. 

- Im Förderungsgegenstand gemäß Punkt 2.2.1.2 Unterpunkt 3 sind einerseits 
Maßnahmen zur effizienten Nutzung von Energie bei Produktionsprozessen sowie 
in bestehenden Produktionsgebäuden und andererseits Maßnahmen zur Neuer-
richtung, Umstellung und Erneuerung von Wärme- und Stromerzeugung für die 
Produktion bzw. Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturprodukten umfasst: 

o Energieeffizienz und Energiemanagement, konkret: Effizienzsteigerungs-
maßnahmen durch Umstellung von fossilen Antrieben auf elektrische An-
triebe bei Anlagen und Geräten; E-Ladeinfrastruktureinrichtungen für 
ausschließlich für die Produktion bzw. Direktvermarktung genutzte Fahr-
zeuge; Wärmerückgewinnungen bzw. Nutzung von bisher ungenutzten 
Wärmeströmen; energieeffiziente und umweltfreundliche Kühl- und Ge-
friergeräte (die den „Topprodukte“-Kriterien8 entsprechen); Modernisie-
rung von Beleuchtungsanlagen; Steuerungs-, Mess- und Regeltechnik so-
wie Digitalisierung und digitale Steuerungselemente zur Optimierung der 
Produktion bzw. Verarbeitung; 

                                                      
7 Sofern sich das Vorhaben nicht nur auf Fische und Krebstiere bezieht, sind die anteiligen Kosten des Vorhabens 

für andere bzw. für nicht unter Anhang I des Vertrags fallende landwirtschaftliche Erzeugnisse ab Überschreiten 
einer Geringfügigkeitsschwelle (10 %) herauszurechnen. Die Zuordnung erfolgt nach wertmäßigen Kriterien. 

8 https://www.topprodukte.at/unternehmen 

https://www.topprodukte.at/unternehmen


Sonderrichtlinie des BML zur Umsetzung des EMFAF-Programms Österreich 2021 – 2027 

- 33 - 

o Erneuerbare Energien: Die Förderung ist eingeschränkt auf Anlagen bis 50 
kW, die überwiegend den eigenen betrieblichen Energiebedarf decken 
(und somit nicht vorrangig zum Zweck des Verkaufs von Energie an Dritte 
betrieben werden) sowie im Zusammenhang mit einer produktiven Inves-
tition in die Aquakultur bzw. Verarbeitung stehen (z. B. Wärmepumpen, 
thermische Solaranlagen, Anschluss an überwiegend aus erneuerbaren 
Quellen stammende Nah-/Fernwärme). Nicht förderfähig sind: Photovol-
taikanlagen, thermische Gebäudesanierung, Stromspeicher, Notstrom-
versorgungen und Wärmenetze. 

o Jene Kosten, die sich nicht auf die Produktion bzw. Verarbeitung von Fi-
scherei- und Aquakulturprodukten beziehen, sind anteilsmäßig herauszu-
rechnen. 

o Unter diesem Fördergegenstand sind nur jene Ausgaben förderfähig, wel-
che nicht in anderen bundesweiten Programmen bereits gefördert oder 
eingereicht wurden. 

- Hinsichtlich Fahrzeugen ist die Förderung eingeschränkt auf Spezial-Umbauten 
bzw. -Aufbauten für Fahrzeuge, nicht angetriebene und innerbetriebliche Fahr-
zeuge, sofern diese nicht mit Energie aus fossilen Brennstoffen versorgt werden 
und ausschließlich für die Produktion bzw. Direktvermarktung genutzt werden 
(z. B. Stapler, Hoflader, Verkaufsanhänger). 

- Bei einer Förderung gemäß Punkt 2.2.1.2 Unterpunkt 4 („Diversifizierung und Di-
rektvermarktung“) muss der Bezug zum landwirtschaftlichen Betrieb gegeben 
sein, beispielsweise durch die Heranziehung von landwirtschaftlichen Produkti-
onsfaktoren, Betriebsmitteln, durch Kooperationen mit einem oder mehreren 
landwirtschaftlichen Betrieben oder durch den Standort. 

- Bei einer Förderung gemäß Punkt 2.2.1.2 Unterpunkt 5 („Innovation“) ist darüber 
hinaus notwendig: 

o Bezug zur Aquakulturproduktion bzw. zur Verarbeitung von Fischerei- 
und Aquakulturerzeugnissen (u. a. keine Grundlagenforschung); 

o Befassung eines Gremiums bestehend aus dem BML, den zwischenge-
schalteten Stellen in den Ländern gemäß Punkt 1.8.2.1, dem Bundesamt 
für Wasserwirtschaft und der Branche zum Innovationsgehalt des Vorha-
bens vor dessen Genehmigung; 

o partnerschaftliche Zusammenarbeit der förderungswerbenden Person 
mit einer öffentlichen oder privaten Forschungseinrichtung, ausgenom-
men Projekte unter 50.000 € Gesamtkosten; 

o Die Ergebnisse des eingereichten Projektes sind der Öffentlichkeit in ent-
sprechender Art und Weise zugänglich zu machen. 

2.2.1.5 Art und Ausmaß der Förderung 

Der Zuschuss zu den anrechenbaren Investitionskosten beträgt: 

- 30 %; 

- 40 % im Fall der Förderung von Betrieben mit biologischer Wirtschaftsweise; 

- 40 % im Fall von Punkt 2.2.1.2, Unterpunkt 5 („Innovation“). 

Der Zuschuss zu den anrechenbaren Sachkosten im Fall von Punkt 2.2.1.2, Unterpunkt 5 
(„Innovation“) beträgt:  

- 40 %; 
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- 80 % gemäß Punkt 14 des Anhangs III der Verordnung (EU) 2021/1139 im Fall von 
Vorhaben, die von kollektivem Interesse sind, einen kollektiven Begünstigten ha-
ben und innovative Aspekte aufweisen oder den Zugang der Öffentlichkeit zu ih-
ren Ergebnissen gewährleisten. 

Die Investitionssumme muss mindestens 10.000 € pro Antrag betragen. 

Die Obergrenze der förderbaren Kosten für Vorhaben gemäß Punkt 2.2.1.2 beträgt: 

- höchstens 700.000 € pro Betrieb (gemäß Punkt 2.1.1.5) und Förderzeitraum (Fi-
nanzperiode 2021 – 2027 inklusive Auslaufzeitraum); 

- davon höchstens 500.000 € im Fall der Förderung von Kreislaufanlagen, bei denen 
in Salz- bzw. Brackwasser erzeugt wird; 

- davon höchstens 100.000 € für Fahrzeuge; 

- Werden auf einem Betriebsstandort mehrere Betriebe geführt (räumlich, wirt-
schaftlich, funktionell zusammenhängend), so können die o. a. Obergrenzen nur 
einmal für diesen Betriebsstandort ausgeschöpft werden. 

Im Fall von Vorhaben gemäß Punkt 2.2.1.2, Unterpunkt 4 erfolgt die Förderung als De-
minimis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) Nr. 1407/2013, soweit sich die Kosten nicht auf 
Erzeugnisse gemäß Anhang I des AEUV beziehen. 

2.2.1.6 Förderungsabwicklung 

Siehe Punkt 2.1.1.6. Das BML ist gemäß 1.8.2.2 die bewilligende Stelle für bundeslän-
derübergreifende Vorhaben und Vorhaben von bundesweiter Relevanz. 

2.2.2 Aus- und Weiterbildung, Vernetzung, Beratung 

[Maßnahmenart 5 „Humankapital“ des EMFAF-Programms] 

2.2.2.1 Ziele 

Verbesserung der fachlichen, persönlichen und unternehmerischen Kompetenzen: Mit 
dem Bildungsangebot sollen wesentliche Koordinationsaufgaben wahrgenommen wer-
den und durch ein entsprechendes Kursangebot dazu beigetragen werden, das hohe Bil-
dungsniveau zu halten und Weiterbildung zu fördern (insb. bzgl. innovativer Technolo-
gien, effizienter Produktion, erhöhter Wertschöpfung, Umwelt, Klimaschutz und Klima-
wandelanpassung sowie verbesserter Tiergesundheit). 

Vernetzung und Erfahrungsaustausch: Eröffnung neuer Perspektiven, Erweiterung des 
Horizonts sowie der praktischen Erfahrungen und Kompetenzen (z. B. Austausch guter 
Praxis, Vorstellen erfolgreicher Ansätze, Betriebsbesichtigungen und Exkursionen). 

Förderung von qualitativ hochwertigen, neutralen und kostengünstigen Beratungsleistun-
gen. Mit der Förderung soll den im internationalen Vergleich klein strukturierten Fische-
rei- und Aquakulturbetrieben in Österreich eine bestmögliche Beratungsleistung zur Ver-
fügung gestellt werden. 

2.2.2.2 Förderungsgegenstand 

Aus- und Weiterbildung, Vernetzung und Erfahrungsaustauch sowie Beratung für die 
Aquakultur und die Binnenfischerei, einschließlich in Bezug auf die Verringerung der Um-
weltbelastung, Klimaschutz, Klimawandelanpassung und technischer Innovation sowie in 
Bezug auf die Verbesserung der Arbeitsbedingungen, die Förderung der Sicherheit am Ar-
beitsplatz, die Gesundheit und die Inanspruchnahme von Betriebsberatung (auch für neue 
bzw. in Gründung befindliche Betriebe). 
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2.2.2.3 Förderungswerbende Personen 

Punkt 1.4.1 kommt nicht zur Anwendung. 

Als förderungswerbende Personen kommen infrage: Eingetragene Personengesellschaf-
ten, juristische Personen und Personenvereinigungen sowie öffentlich-rechtliche Bil-
dungseinrichtungen im eigenen Wirkungsbereich, die begleitende Berufsbildung und 
Fort- und Weiterbildung anbieten. 

Abweichend von Punkt 1.4.2 können eingetragene Personengesellschaften, juristische 
Personen und Personenvereinigungen, an denen Gebietskörperschaften beteiligt sind, 
uneingeschränkt gefördert werden. 

2.2.2.4 Förderungsvoraussetzungen 

- Die förderungswerbende Person muss zur Erfüllung seiner Aufgaben die erforder-
lichen fachlichen und administrativen Voraussetzungen erfüllen bzw. bereitstel-
len. Diese Voraussetzungen sind durch die Vorlage eines gültigen Zertifikats über 
ein Qualitätsmanagement und eines gültigen Ö-Cert nachzuweisen; 

- Die Förderung von Bildungsmaßnahmen umfasst keine Lehrgänge oder Praktika, 
die Teil normaler land- und forstwirtschaftlicher Ausbildungsprogramme im Se-
kundarbereich oder darüber sind.; 

- Bei allen Berufsbildungs- und Informationsmaßnahmen sowie bei Beratungen 
sind eine Beschreibung des Vorhabens und eine Kostenkalkulation vorzulegen; 

- Werden für Personen im Rahmen von Berufsbildungs-, Informations- und Bera-
tungsmaßnahmen Personalkosten verrechnet, ist die dafür aufgewendete Ar-
beitszeit projektbezogen mit Unterstützung eines elektronischen Systems aufzu-
zeichnen und die Tätigkeit zu beschreiben. 

2.2.2.5 Art und Ausmaß der Förderung 

Der Zuschuss zu den direkten anrechenbaren Personal- und Sachaufwendungen beträgt:  

- 80 % gemäß Punkt 14 des Anhangs III der Verordnung (EU) 2021/1139 im Fall von 
Vorhaben, die von kollektivem Interesse sind, einen kollektiven Begünstigten ha-
ben und innovative Aspekte aufweisen oder den Zugang der Öffentlichkeit zu ih-
ren Ergebnissen gewährleisten;  

- 100 % gemäß Punkt 14 des Anhangs III der Verordnung (EU) 2021/1139 aus-
schließlich im Fall von Vorhaben, die von kollektivem Interesse sind, einen kol-
lektiven Begünstigten haben und innovative Aspekte aufweisen oder den Zugang 
der Öffentlichkeit zu ihren Ergebnissen gewährleisten sowie im übergeordneten 
Interesse des BML stehen.  

Anrechnung von Gemeinkosten siehe Punkt 1.6.4.3 (personalkostenbezogene Sachkos-
tenpauschale). 

2.2.2.6 Förderungsabwicklung 

Mit der Entgegennahme und der Bewilligung der Anträge ist gemäß Punkt 1.8.2.2 das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft be-
traut. 

Förderungsanträge können laufend eingebracht werden. Die zwischengeschaltete Stelle 
hat den Stichtag bekanntzugeben, zu welchem die bis dahin eingelangten Förderungsan-
träge zu einem Auswahlverfahren zusammengefasst werden. 

Die Förderungsanträge werden in diesem Auswahlverfahren anhand eines bundesweit 
einheitlichen Bewertungsschemas bewertet und ausgewählt. Um für eine Förderung in 
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Betracht zu kommen, muss zumindest die Mindestpunkteanzahl des Bewertungsschemas 
erreicht werden. 

2.3 Verarbeitung und Vermarktung 

[Spezifisches Ziel 2b „Förderung der Vermarktung, der Qualität und des Mehrwerts von 
Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen sowie der Verarbeitung dieser Erzeugnisse“ ge-
mäß Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe b) und Artikel 28 der Verordnung (EU) 2021/1139] 

2.3.1 Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen 

[Maßnahmenart 6 „Verarbeitung“ des EMFAF-Programms] 

2.3.1.1 Ziele 

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der verarbeitenden Betriebe unter Berücksichtigung 
der Nachhaltigkeit, der Regionalität, der Umweltauswirkungen, des Tierschutzes, sowie 
des Klimaschutzes und der Klimawandelanpassung. 

Weiterentwicklung, Erhaltung und Steigerung der Produktqualität sowie -vielfalt. 

2.3.1.2 Förderungsgegenstand 

1. Investitionen in Ressourceneffizienz oder Verringerung der Umweltbelastung, 
einschließlich Verringerung des Betriebsmitteleinsatzes und der Abfallbehand-
lung, zur Verarbeitung von Nebenerzeugnissen, die bei der Hauptverarbeitung 
anfallen sowie zur Verarbeitung von biologischen/ökologischen Fischerei- und 
Aquakulturerzeugnissen (z. B. Verringerung von Produktionsverlusten und Abfäl-
len, Erleichterung der Nutzung von Nebenerzeugnissen/Abfällen/Rückständen 
und anderen Non-Food-Ausgangserzeugnissen für die bio-based economy, Ver-
ringerung des Verbrauchs an Wasser und anderen Ressourcen); 

2. Investitionen zur Anpassung an den Klimawandel, für den Klimaschutz (CO2-
Reduktion), in Energieeinsparung oder zur Umstellung auf erneuerbare Energie-
quellen (z. B. Verringerung des Ausstoßes an Treibhausgasen, Reduktion des 
Energieverbrauchs bzw. Steigerung der Energieeffizienz, Nutzung erneuerbarer 
Energien); 

3. Investitionen zur Verbesserung der Sicherheit, der Hygiene (einschließlich Le-
bensmittelsicherheit und Lebensmittelhygiene), der Gesundheit (von Tier und 
Mensch) und der Arbeitsbedingungen (z. B. Erneuerung/Modernisierung von Ge-
räten, Maschinen oder Einrichtungen, Verbesserung der Hygiene- und/oder Qua-
litätsstandards, Verbesserung des Wohlergehens der produzierten Fische bzw. 
Krebstiere); 

4. Investitionen in neue oder verbesserte Erzeugnisse, Verfahren bzw. Technolo-
gien oder (EDV-)Systeme der Verwaltung oder Organisation (z. B. Warenwirt-
schaftssysteme, um die Rückverfolgbarkeit der Produkte zu gewährleisten; Ver-
besserung des innerbetrieblichen Produktflusses oder der Prozesstechnik, neue 
Herstellungsverfahren; Erhöhung des Veredelungsgrades). 

Die Maßnahmenart betrifft die Verarbeitung von Fischen und Krebstieren. Bei dem Ergeb-
nis des Produktionsprozesses kann es sich um ein nicht unter Anhang I des EU-Vertrags 
fallendes landwirtschaftliches Erzeugnis handeln. 
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2.3.1.3 Förderungswerbende Personen 

Siehe Punkt 1.4; die Förderung beschränkt sich dabei jedoch auf Kleinst-, kleine und mitt-
lere Unternehmen9. 

2.3.1.4 Förderungsvoraussetzungen 

- Die förderungswerbende Person muss eine für die Durchführung des Vorhabens 
ausreichende berufliche Qualifikation gemäß Punkt 2.1.1.4 aufweisen. Bei ge-
werblichen Verarbeitungsbetrieben ist die nach der GewO erforderliche Qualifi-
kation erforderlich; 

- Nachweis der für das Vorhaben erforderlichen Genehmigungen bzw. Bewilligun-
gen (Wasserrecht, Naturschutz, Baurecht, Gewerbe, etc.); 

- Im Förderungsgegenstand gemäß Punkt 2.3.1.2 Unterpunkt 2 sind einerseits 
Maßnahmen zur effizienten Nutzung von Energie bei Produktionsprozessen sowie 
in bestehenden Produktionsgebäuden und andererseits Maßnahmen zur Neuer-
richtung, Umstellung und Erneuerung von Wärme- und Stromerzeugung für die 
Produktion bzw. Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturprodukten umfasst: 

o Energieeffizienz und Energiemanagement, konkret: Effizienzsteigerungs-
maßnahmen durch Umstellung von fossilen Antrieben auf elektrische An-
triebe bei Anlagen und Geräten; E-Ladeinfrastruktureinrichtungen für 
ausschließlich für die Produktion bzw. Direktvermarktung genutzte Fahr-
zeuge; Wärmerückgewinnungen bzw. Nutzung von bisher ungenutzten 
Wärmeströmen; energieeffiziente und umweltfreundliche Kühl- und Ge-
friergeräte (die den „Topprodukte“-Kriterien10 entsprechen); Modernisie-
rung von Beleuchtungsanlagen; Steuerungs-, Mess- und Regeltechnik so-
wie Digitalisierung und digitale Steuerungselemente zur Optimierung der 
Produktion bzw. Verarbeitung; 

o Erneuerbare Energien: Die Förderung ist eingeschränkt auf Anlagen bis 
50 kW, die überwiegend den eigenen betrieblichen Energiebedarf de-
cken (und somit nicht vorrangig zum Zweck des Verkaufs von Energie an 
Dritte betrieben werden) sowie im Zusammenhang mit einer produkti-
ven Investition in die Aquakultur bzw. Verarbeitung stehen (z. B. Wär-
mepumpen, thermische Solaranlagen, Anschluss an überwiegend aus 
erneuerbaren Quellen stammende Nah-/Fernwärme). Nicht förderfähig 
sind: Photovoltaikanlagen, thermische Gebäudesanierung, Stromspei-
cher, Notstromversorgungen und Wärmenetze. 

o Jene Kosten, die sich nicht auf die Produktion bzw. Verarbeitung von Fi-
scherei- und Aquakulturprodukten beziehen, sind anteilsmäßig herauszu-
rechnen. 

o Unter diesem Fördergegenstand sind nur jene Ausgaben förderfähig, wel-
che nicht in anderen bundesweiten Programmen bereits gefördert oder 
eingereicht wurden. 

- Hinsichtlich Fahrzeugen ist die Förderung eingeschränkt auf Spezial-Umbauten 
bzw. -Aufbauten für Fahrzeuge, nicht angetriebene und innerbetriebliche Fahr-
zeuge, sofern diese nicht mit Energie aus fossilen Brennstoffen versorgt werden 
und ausschließlich für die Produktion bzw. Verarbeitung/Vermarktung genutzt 
werden (z. B. Stapler, Verkaufsanhänger). 

                                                      
9 gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) 2021/1139; KMU-Definition siehe Empfehlung 2003/361/EG der Kommis-

sion, ABl. L124 bzw. Benutzerleitfaden der Europäischen Kommission zur Definition von KMU (2020) 
10 https://www.topprodukte.at/unternehmen 

https://www.topprodukte.at/unternehmen
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2.3.1.5 Art und Ausmaß der Förderung 

- Der Zuschuss zu den anrechenbaren Investitionskosten beträgt 30 %; 

- Die Investitionssumme muss mindestens 10.000 € pro Antrag betragen; 

- Hinsichtlich Obergrenzen der förderbaren Kosten gelten für die Förderungsge-
genstände gemäß Punkt 2.3.1.2 die gleichen Bestimmungen wie für die Maßnah-
menart 4 Aquakultur (siehe Punkt 2.2.1.5). 

2.3.1.6 Förderungsabwicklung 

Siehe Punkt 2.1.1.6. 

2.3.2 Vermarktungsmaßnahmen 

[Maßnahmenart 7 „Vermarktung“ des EMFAF-Programms] 

2.3.2.1 Ziele 

Steigerung des Absatzes von Fisch und Fisch- bzw. Aquakulturprodukten durch Vermark-
tungsmaßnahmen und Verbesserung der Position der Produzentinnen und Produzenten 
in der jeweiligen Wertschöpfungskette sowie verstärkte Information der Verbraucherin-
nen und der Verbraucher (insb. der Endverbraucherinnen und -verbraucher, der Gastro-
nomie, von Großküchen und des Lebensmittelhandels) über Aspekte der Nachhaltigkeit, 
der Regionalität, der Qualität, der Umweltauswirkungen, des Klimaschutzes und der Kli-
mawandelanpassung. 

2.3.2.2 Förderungsgegenstand 

1. Vermarktungsmaßnahmen für Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse, beispiels-
weise in Zusammenhang mit der Erschließung neuer Märkte oder neuer (z. B. di-
gitaler) Absatzwege, der Gründung von Erzeugerorganisationen, der Verbesse-
rung der Bedingungen für das Inverkehrbringen von Fisch- und Aquakulturer-
zeugnissen (z. B. Vermarktungskonzeptionen; Marktpflegemaßnahmen für Qua-
litätsregelungen unterliegende Erzeugnisse) sowie der Zertifizierung (Qualitäts-
regelungen/Herkunftskennzeichnung); 

2. Organisation regionaler, nationaler oder transnationaler Kommunikations- und 
Absatzförderungskampagnen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit hinsichtlich 
nachhaltiger, regionaler oder biologischer/ökologischer Fischerei- und Aquakul-
turerzeugnisse (inklusive Teilnahme an Ausstellungen, Messen und Erarbeitung 
von Studien und Informationsmaterialien zur Information der Verbraucherinnen 
und Verbraucher). 

Vorhaben, die gemäß Art. 16 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 bzw. Art. 77 Abs. 1 lit. c 
der Verordnung (EU) 2021/2115 im Rahmen der SRL LE-Projektförderungen förderbar 
sind, werden unter dieser Maßnahmenart nicht gefördert. 

2.3.2.3 Förderungswerbende Personen 

Siehe grundsätzlich Punkt 1.4; Abweichend davon gilt Folgendes: 

- Aufgrund des überbetrieblichen Charakters der Maßnahmenart können förde-
rungswerbende Personen nur dann berücksichtigt werden, wenn das Vorhaben 
über die bloß einzelbetriebliche Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit hinausgeht 
und sichergestellt ist, dass die förderungswerbende Person nicht bereits für das-
selbe Vorhaben eine Unterstützung aus anderen Förderschienen erhält; 
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- Es kommen als förderungswerbende Personen auch Gebietskörperschaften und 
förderungswerbende Personen in Betracht, die eine Beteiligung von Gebietskör-
perschaften von mehr als 25 % aufweisen. 

2.3.2.4 Förderungsvoraussetzungen 

- Im Fall des Fördergegenstands gemäß Punkt 2.3.2.2, Unterpunkt 2: Nachweis ei-
ner entsprechenden Qualifikation; 

- Die Vorhaben können auch die Produktions-, Verarbeitungs- und Vermarktungs-
tätigkeiten der Versorgungskette umfassen; 

- Die Vorhaben dürfen nicht auf Handelsketten ausgerichtet sein. 

- Die Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen beziehen sich auf den Bin-
nenmarkt; 

- Betreffen Vorhaben ein Erzeugnis, das unter eine unionsrechtlich geregelte Le-
bensmittelqualitätsregelung fällt, so muss das Informations-, Absatzförderungs- 
und Werbematerial das in der Regelung vorgesehene Emblem der EU tragen; 

- Als anerkannte Qualitätsregelungen gelten: Qualitätsregelungen gemäß den EU-
Verordnungen Nr. 1151/2012, 2018/848, 1379/2013 sowie auf nationaler Ebene 
gesetzlich anerkannte Qualitätsregelungen wie gemäß AMA-Gesetz 1992. 
Freiwillige Zertifizierungssysteme für landwirtschaftliche Erzeugnisse und 
Lebensmittel kommen für eine Förderung nicht in Betracht; 

- Fahrzeuge sowie Vorhaben, die ausschließlich Tätigkeiten betreffen, die nicht zu 
einer Wertsicherung oder Verbesserung der Wertschöpfung der betreffenden 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse dienen (insbesondere bloße Warenumschlags- 
und Transporttätigkeit), kommen für eine Förderung nicht in Betracht; 

- Bei länderübergreifenden Vorhaben ist vor Genehmigung durch die zwischenge-
schaltete Stelle ein Gremium bestehend aus dem BML, den zwischengeschalteten 
Stellen in den Ländern gemäß Punkt 1.8.2.1 und dem Bundesamt für Wasserwirt-
schaft zu befassen. 

2.3.2.5 Art und Ausmaß der Förderung 

Der Zuschuss zu den anrechenbaren Kosten für Sach- und Personalaufwand sowie für In-
vestitionen beträgt: 

- 50 % oder 

- 100 % gemäß Punkt 14 des Anhangs III der Verordnung (EU) 2021/1139 im Fall 
von Vorhaben, die von kollektivem Interesse sind, einen kollektiven Begünstigten 
haben und innovative Aspekte aufweisen oder den Zugang der Öffentlichkeit zu 
ihren Ergebnissen gewährleisten. 

2.3.2.6 Förderungsabwicklung 

Siehe Punkt 2.1.1.6. Das BML ist gemäß Punkt 1.8.2.2 die bewilligende Stelle für bundes-
länderübergreifende Vorhaben und Vorhaben von bundesweiter Relevanz. 

2.4 Datenerhebung und Kontrolle 

[Spezifisches Ziel 1d „Förderung einer wirksamen Fischereiaufsicht und Durchsetzung der 
Fischereivorschriften, einschließlich der Bekämpfung der IUU-Fischerei, und zuverlässiger 
Daten im Interesse einer wissensbasierten Beschlussfassung“ gemäß Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe d) bzw. Artikel 22 und 23 der Verordnung (EU) 2021/1139]. 
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2.4.1 Datenerhebung 

[Maßnahmenart 2 „Datenerhebung“ des EMFAF-Programms] 

2.4.1.1 Ziele 

Erhebung, Verwaltung und Analyse von Daten über sozioökonomische Aspekte, Fischbe-
stände und Produktionspotenziale, Umweltbedingungen, Klimaschutz und Klimawan-
delanpassung etc. Damit sollen eine Verbesserung des Datenbestandes und eine Grund-
lage für wissenschaftliche und politische Analysen geschaffen werden, um die Probleme 
des Sektors zu identifizieren und Lösungen auszuarbeiten. 

2.4.1.2 Förderungsgegenstand 

Verbesserung der Datenerhebung und Datenverwaltung sowie Durchführung von Studien 
für unterstützende Fragestellungen zu den Zielen des Programms, z. B. (Pilot-)Studien zum 
Fischbestand in Seen, Erhebungen von sozioökonomischen Daten bzw. Daten zu Umwel-
tindikatoren und Datenerhebungen im Bereich der (biologischen) Aquakultur. 

2.4.1.3 Förderungswerbende Personen 

Siehe grundsätzlich Punkt 1.4; Abweichend davon gilt Folgendes: 

- Aufgrund des überbetrieblichen Charakters der Maßnahmenart kommen natürli-
che Personen nicht für eine Förderung in Betracht; 

- Es kommen als förderungswerbende Personen auch Gebietskörperschaften und 
förderungswerbende Personen in Betracht, die eine Beteiligung von Gebietskör-
perschaften von mehr als 25 % aufweisen. 

2.4.1.4 Förderungsvoraussetzungen 

- Nachweis einer entsprechenden Qualifikation bzw. von Referenzen durch die för-
derungswerbende Person im Bereich Datenmanagement; 

- Das Vorhaben hat dem von der Europäischen Kommission genehmigten österrei-
chischen Plan für Datenerhebung in der Fischerei und Aquakultur in der jeweiligen 
Fassung zu entsprechen. 

2.4.1.5 Art und Ausmaß der Förderung 

Der Zuschuss zu den anrechenbaren Kosten für Sach- und Personalaufwand sowie für In-
vestitionen beträgt gemäß Punkt 10 des Anhangs III der Verordnung (EU) 2021/1139 
100 %. 

Anrechnung von Gemeinkosten siehe Punkt 1.6.4.3 (personalkostenbezogene Sachkos-
tenpauschale). 

2.4.1.6 Förderungsabwicklung 

Siehe Punkt 2.2.2.6. 

2.4.1.7 Datenverwendung 

Dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft 
und den Ämtern der Landesregierungen steht ein uneingeschränktes Nutzungsrecht für 
die erhobenen Daten zu. 

Wo relevant werden die Ergebnisse bzw. die erhobenen Daten der Öffentlichkeit zur Ver-
fügung gestellt, sofern es die rechtlichen Rahmenbedingungen (u. a. Datenschutzbestim-
mungen) erlauben. 
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2.4.2 Überwachung und Durchsetzung 

[Maßnahmenart 3 „Kontrolle“ des EMFAF-Programms] 

2.4.2.1 Ziel 

Die Entwicklung und Umsetzung von Projekten zur zuverlässigen Rückverfolgbarkeit der 
Herkunft von Süßwasserfischen, um die Abgrenzung der heimischen Erzeugung von Im-
portprodukten zu ermöglichen. 

2.4.2.2 Förderungsgegenstand 

Verbesserung der Rückverfolgbarkeit von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen, z. B. 
mittels molekularbiologischer Verfahren bzw. Analysetechniken, IT-gestützter Systeme 
für das Management von Daten und den Austausch zwischen Produzenten, Vermarktung 
und Behörden sowie Unterstützung der Kontrolle in Bezug auf die Herkunft. 

2.4.2.3 Förderungswerbende Personen 

Siehe grundsätzlich Punkt 1.4; Abweichend davon gilt Folgendes: 

- Aufgrund des überbetrieblichen Charakters der Maßnahmenart kommen natürli-
che Personen nicht für eine Förderung in Betracht; 

- Es kommen als förderungswerbende Personen auch Gebietskörperschaften und 
förderungswerbende Personen in Betracht, die eine Beteiligung von Gebietskör-
perschaften von mehr als 25 % aufweisen. 

2.4.2.4 Förderungsvoraussetzungen 

- Erfahrung der förderungswerbenden Person im Bereich der Rückverfolgbarkeit 
von Süßwasserfischen bzw. der Herkunftskennzeichnung. 

2.4.2.5 Art und Ausmaß der Förderung 

Der Zuschuss zu den anrechenbaren Kosten für Sach- und Personalaufwand sowie für In-
vestitionen beträgt: 

- 85 % gemäß Punkt 6 des Anhangs III der Verordnung (EU) 1139/2021 oder  

- 100 % gemäß Punkt 8 des Anhangs III der Verordnung (EU) 1139/2021 im Fall von 
Vorhaben, mit denen gemäß Artikel 106 Absatz 2 AEUV Dienstleistungen von all-
gemeinem wirtschaftlichem Interesse von damit betrauten förderungswerben-
den Personen erbracht werden. 

Anrechnung von Gemeinkosten siehe Punkt 1.6.4.3 (personalkostenbezogene Sachkos-
tenpauschale). 

2.4.2.6 Förderungsabwicklung 

Siehe Punkt 2.2.2.6. 

2.4.2.7 Datenverwendung 

Dem Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft 
und den Ämtern der Landesregierungen steht ein uneingeschränktes Nutzungsrecht für 
die erhobenen Daten zu. 
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